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1102-8-S 

Zweites Gesetz 
zur Überleitung von Zuständigkeiten 

Vom 23. Dezember 1994 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekanntgemacht wird : 

Art. 1 

Angelegenheiten der Kindergärten, 
Horte und hortähnlichen Einrichtungen 

1 Die durch Vorschriften des bayerischen Landes­
rechts für das Staatsministerium für Unterricht, 
Kultus, Wissenschaft und Kunst begründeten Zu­
ständigkeiten für Kindergärten, Horte und hort­
ähnliche Einrichtungen stehen dem Staatsministe­
rium für Arbeit und Sozialordnung, Familie, 
Frauen und Gesundheit zu. 2Dies gilt im besonde­
ren für die Zuständigkeiten des Staatsministe­
riums für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und 
Kunst nach 

1. dem Bayerischen Kinder- und Jugendhilfegesetz 
(BayRS 2162-1-A), 

2. dem Bayerischen Kindergartengesetz (BayRS 
2231-1-K) 

sowie den Rechts- und Verwaltungsvorschriften, 
die in den in Satz 1 bezeichneten Angelegenheiten 
erlassen worden sind. 3Entsprechendes gilt für die 
Zuständigkeiten des Staatsministers. 

Art. 2 

Änderung des Bayerischen Besoldungsgesetzes 

Das Bayerische Besoldungsgesetz - BayBesG -
(BayRS 2032-1-1-F), zuletzt geändert durch § 2 
des Gesetzes vom 23. Juli 1994 (GVBI S. 611), wird 
wie folgt geändert: 

In der Anlage zum Bayerischen Besoldungsgesetz -
Bayerische Besoldungsordnungen - werden in Ab­
schnitt "Besoldungsgruppe B 9" die Worte "Mini­
sterialdirektor - als leitender Beamter eines 
Staatsministeriumsi) -" ersetzt durch "Ministe­
rialdirektor- als leitender Beamter eines Staatsmi­
nisteriumsi) oder bei einem Mitglied der Staatsre­
gier';lng nach Art. 49 Abs . 2 der Verfassung -". 

Art. 3 

Inkrafttreten 

IDieses Gesetz ist dringlich. 2Es tritt mit Wir­
kung vom 27. Oktober 1994 in Kraft. 

München, den 23. Dezember 1994 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. Edmund S t 0 i b e.r 
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1101-1-1 

Gesetz 
zur Änderung des 

Gesetzes über den Senat 

Vom 23. Dezember 1994 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekanntgemacht wird: 

§ 1 

Das Gesetz über den Senat - SenG - (BayRS 
1101-1-1) , geändert durch Art. 56 Abs. 3 des Geset­
zes vom 10. Mai 1990 (GVBI S. 122) , wird wie folgt 
geändert: 

Art . 6 erhält folgende Fassung: 

"Art. 6 
(1) 1 Die fünf Vertreter der Genossenschaften, 

unter denen sich je ein Vertreter der Kreditgenos­
senschaften, der ländlichen Waren- und Dienstlei­
stungsgenossenschaften, der gewerblichen Waren­
und Dienstleistungsgenossenschaften und der 
Wohnungsbaugenossenschaften befinden muß, 
werden in geheimer Abstimmung durch eine Wahl­
versammlung gewählt. 2Die Wahlversammlung be­
steht aus 40 Vertretern der genossenschaftlichen 
Prüfungsverbände, die in Bayern ihren Sitz oder 
eine eigene Organisation haben. 3Die Vertreter wer­
den von den Mitglieder- oder Vertreterversamm­
lungen dieser Prüfungsverbände gewählt. 4Ge­
wählt sind diejenigen Bewerber, die die meisten 
Stimmen erhalten haben. 5Bei Stimmengleichheit 
entscheidet das Los. 

(2) IJeder Prüfungsverband entsendet minde­
stens einen Vertreter in die Wahlversammlung. 2Die 
übrigen Sitze werden auf die Prüfungsverbände 

nach dem Verhältnis der Mitgliederzahlen der ih­
nen angehörenden Genossenschaften verteilt; Ge­
nossenschaften, die mehreren Prüfungsverbänden 
angehören, werden dem Prüfungsverband zuge­
rechnet, der bei ihnen jeweils die letzte Prüfung vor­
genommen hat. 3Die notwendigen Feststellungen 
über die Mitgliederzahlen der Einzelgenossen­
schaften, ihre jeweilige Zuordnung zu den Prü­
fungsverbänden und die Verteilung der auf die ein­
zelnen Prüfungsverbände entfallenden Sitze in der 
Wahlversammlung trifft das Staatsministerium des 
Innern im Benehmen mit dem Staatsministerium 
für Wirtschaft, Verkehr und Technologie. 

(3) 1 Das Staatsministerium des Innern führt im 
Benehmen mit dem Staatsministerium für Wirt­
schaft, Verkehr und Technologie ein Verzeichnis der 
genossenschaftlichen Prüfungsverbände. 2Die Be­
stimmungen des Art. 5 Abs. 2 Sätze 3 bis 6 finden 
entsprechende Anwendung.". 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1995 in Kraft. 

München, den 23 . Dezember 1994 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. Edmund Stoiber 
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1131-3-1 

Gesetz 
zur Änderung des 

Gesetzes über den Schutz 
der Sonn- und Feiertage 

Vom 23. Dezember 1994 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekanntgemacht wird: 

§ 1 

Das Gesetz über den Schutz der Sonn- und Feier­
tage - Feiertagsgesetz - FTG - (BayRS 1131-3-1), 
geändert durch Gesetz vom 27. Dezember 1991 
(GVBl S . 491), wird wie folgt geändert: 

1. In Art. 1 Abs. 1 Nr. 1 werden die Worte "Buß- und 
Bettag" gestrichen. 

2. Art. 4 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

"Schutz des Festes Mariä Himmelfahrt, so­
weit es nicht gesetzlicher Feiertag ist , und des 
Buß- und Bettages" . 

b) Der Einleitungssatz erhält folgende Fassung: 

"Es werden das Fest Mariä Himmelfahrt in 
den Gemeinden, in denen es nicht gesetzlicher 
Feiertag ist, und der Buß- und Bettag wie 
folgt geschützt: " . 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1995 in Kraft. 

München, den 23. Dezember 1994 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. Edmund Stoiber 
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Gesetz 
zur Änderung polizeirechtlicher Vorschriften 

Vom 23. Dezember 1994 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekanntgemacht wird: 

§ i 

Änderung des Polizeiaufgabengesetzes 

Das Gesetz über die Aufgaben und Befugnisse 
der Bayerischen . Staatlichen Polizei (Polizeiauf­
gabengesetz - PAG) in der Fassung der Bekannt­
machung vom 14. September 1990 (GVBl S.397, 
BayRS 2012-1-1-1), zuletzt geändert durch Art. 38 
Abs. 5 des Gesetzes vom 23 . Juli 1993 (GVBl S . 498) , 
wird wie folgt geändert: 

1. Art. 13 Abs . 1 Nr. 5 erhält folgende Fassung: 

,,5. im Grenzgebiet bis zu einer Tiefe von 30 km 
sowie auf Durchgangsstraßen (Bundesauto­
bahnen, Europastraßen und andere Straßen 
von erheblicher Bedeutung für den grenz­
überschreitenden Verkehr) und in öffentli­
chen Einrichtungen des internationalen Ver­
kehrs zur Verhütung oder Unterbindung der 
unerlaubten Überschreitung der Landes­
grenze oder des unerlaubten Aufenthalts und 
zur Bekämpfung der grenzüberschreitenden 
Kriminalität oder". 

2. Art . 19 Abs. 2 Satz 4 erhält folgende Fassung: 

,,4 Ist die festgehaltene Person minderjährig oder 
ist für sie ein Betreuer mit dem Aufgabenkreis 
der Personensorge oder der Aufenthaltsbestim­
mung bestellt, so ist in jedem Fall unverzüglich 
der Betreuer oder derjenige zu benachrichtigen, 
dem die Sorge für die Person obliegt.". 

§ 2 

Änderung des Polizeiorganisationsgesetzes 

Das Gesetz über die Organisation der Bayeri­
schen Staatlichen Polizei - Polizeiorganisationsge­
setz - POG - (BayRS 2012-2-1-1), geändert durch 
§ 2 des Gesetzes vom 24 . August 1990 (GVBl S . 329), 
wird wie folgt geändert: 

1. In Art. 2 Abs. 2 werden die Worte" , die im ruhen­
den Verkehr festgestellt werden," gestrichen. 

2. In Art. 6 Abs . 1 Satz 2 wird das Wort "Staatsmi­
nisters" durch das Wort "Staatsministeriums" 
ersetzt. 

3. Art. 7 wird wie folgt geändert: 

a) . Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 3 werden nach dem Wort "len­
ken" die Worte " , zu unterstützen sowie in 
besonderen Fällen selbst durchzuführen" 
eingefügt. 

bb)Nummer 4 erhält folgende Fassung: 

,,4. Einrichtungen für erkennungsdienstli­
che, kriminaltechnische und kr~mino­
logische Untersuchungen und For­
schungen zu unterhalten;". 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert : 

aa) Nummer 1 erhält folgende Fassung: 

,,1. der Kernenergie-, Sprengstoff- und 
Strahlungsstraftaten in den Fällen der 
§§ 31Ob, 311 Abs. 1 bis 3, 311a bis 311d, 
326 Abs. 1 Nr. 3 dritte Alternative, auch 
in Verbindung mit Abs. 2, 4 und 5, 326 
Abs. 3, 327 Abs. 1 und 3 Nr.1, 328, 330 
des Strafgesetzbuchs und der Strafta­
ten nach § 40 des Sprengstoffgesetzes 
und nach §§ 19, 20, 22a des Gesetzes 
über die Kontrolle von Kriegswaffen ; ". 

bb)In Nummer 3 wird in der Klammer nach 
der Zahl" 152 " die Angabe", 152a" einge­
fügt . 

cc) Nummer 5 erhält folgende Fassung: 

,,5. der Gründung politisch motivierter 
krimineller und terroristischer Ver­
einigungen und der Tätigkeit für solche 
Vereinigungen (§§ 129, 129a des Straf­
gesetzbuchs) ;" . 

c) In Absatz 4 wird folgender neuer Satz 1 einge­
fügt: 

,,1 Das Staatsministerium des Innern kann in 
den Fällen des Absatzes 3 Nrn. 1 bis 6 die poli­
zeiliche Verfolgung für bestimmte Fallgrup­
pen den Dienststellen der Landespolizei über­
tragen." . 

Die bisherigen Sätze 1 und 2 werden Sätze 2 
und 3. 

§ 3 

Einschränkung von Grundrechten 

Auf Grund dieses Gesetzes kann das Grundrecht 
der Freiheit der Person (Art. 2 Abs.2 Satz 2 des 
Grundgesetzes, Art. 102 Abs. 1 der Verfassung) ein­
geschränkt werden. 

§ 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1995 in Kraft. 

München, den 23 . Dezember 1994 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. Edmund Stoiber 
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36-4-J 

Gesetz 
zur Änderung des 

J ustizverwaltungskostengesetzes 

Vom 23. Dezember 1994 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekanntgemacht wird: 

§ 1 

Das Gesetz über Kosten im Bereich der Justizver­
waltung (Justizverwaltungskostengesetz - JVKostG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Juni 
1992 (GVEl S. 154, BayRS 36-4-J) wird wie folgt ge­
ändert: 

1. Art . 1 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

,,( 1) 1 In . Justizverwal tungsangelegenhei ten 
erheben die Justizbehörden des Landes Kosten 
(Gebühren und Auslagen) nach der Verordnung 
über Kosten im Bereich der Justizverwaltung 
(Justizverwaltungskostenordnung) vom 14. Fe­
bruar 1940 (BGEl III 363-1) in der jeweils für die 
Justizbehörden des Bundes geltenden Fassung. 
2Ausgenommen hiervon sind § 4 Abs. 3 und Nr. 4 
der Anlage zu § 2 Abs.l der Justizverwaltungs­
kostenordnung. ". 

2. In Art. 2 wird der Halbsatz ", zuletzt geändert 
durch Art . 7 Abs. 19 des Gesetzes vom 17 . Dezem­
ber 1990 (BGEl I S. 2847)," gestrichen. 

3. In Art. 3 wird der Halbsatz ", zuletzt geändert 
durch Art. 7 Abs. 18 des Gesetzes vom 17. Dezem­
ber 1990 (BGEl I S. 2847)," gestrichen. 

4. In Art. 5 werden die Worte "nach den §§ 4 und 5 
der Justizverwaltungskostenordnung" durch 
die Worte "nach § 4 Abs. 1, 2 und 4 und § 5 Abs. 1 
der Justizverwaltungskostenordnung" ersetzt. 

5. Art. 8 wird aufgehoben. 

6. Die Anlage zum Gesetz (Gebührenverzeichnis) 
wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 2 erhält folgende Fassung: 

,,2. Schuldnerverzeichnis 

2.1 Entscheidung über den Antrag auf Be­
willigung des laufenden Bezugs von Ab­
drucken (§ 915d der Zivilprozeßordnung) 

800DM 

2.2 Erteilung von Abdrucken (§§ 915, 915d 
der Zivilprozeßordnung, § 107 Abs. 2 der 
Konkursordnung) . 1 DMje 

Emtragung, 
mindestens 

20DM 

Neben den Gebühren für die Erteilung 
von Abdrucken werden Schreibauslagen 
nicht erhoben.". 

b) In Nummer 3.2 wird die Verweisung ,,§ 137 
Nr. 2" durch die Verweisung,,§ 137 Nm. 2 und 
3" ersetzt. 

c) Es wird folgende Nummer 4 angefügt: 

,,4. Öffentliche Bestellung und allgemeine 
Beeidigung von Dolmetschern 
oder Übersetzern 50 bis 

300 DM." . 

§ 2 

Die Verordnung über die Gebühren für die Er­
laubnis zur Besorgung fremder Rechtsangelegen­
heiten und für die Zulassung als Prozeßagent vom 
31. Januar 1936 in der Fassung vom 1. August 1968 
(BayRS 36-5-J) wird aufgehoben. 

§ 3 

IDieses Gesetz tritt am 1. Januar 1995 in Kraft. 
2Abweichend von Satz 1 tritt § 2 mit Wirkung vom 
1. Juli 1994 in Kraft. 

München, den 23 . Dezember 1994 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. Edmund Stoiber 
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200-25- 1- I 

Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 

über 
die Einrichtung und Organisation 

der staatlichen Behörden 
für das Bauwesen und die Wasserwirtschaft 

Vom 13. Dezember 1994 

Auf Grund des Art. 5 des Gesetzes über die be­
hördliche Organisation des Bauwesens, des Woh­
nungswesens und der Wasserwirtschaft in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 5. Mai 1994 (GVBl 
S.393, BayRS 200- 25- I) erläßt die Bayerische 
Staatsregierung folgende Verordnung: 

§ 1 

Die Anlagen la bis lc und 2 der Verordnung über 
die Einrichtung und Organisation der staatlichen 
Behörden für das Bauwesen und die Wasserwirt­
schaft vom 26. Juli 1994 (GVBI S. 669, BayRS 200-
25- 1- I), erhalten folgende Fassung: 
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"Anlage la 

Staatliche Hochbauämter 
(zuständig für den staatlichen Hochbau und die nach dem Finanzverwaltungsgesetz übertragenen Bauauf­
gaben des Bundes) 

Bezeichnung Amtssitz Der Amtsbezirk umfaßt 

kreisfreie Stadt 

Regierungsbezirk Oberbayern 

Staatliches Hochbauamt Ingolstadt Ingolstadt Ingolstadt 

Staatliches Hochbauamt Freising Freising 

Staatliches Hochbauamt Landsberg Landsberg a. Lech 

Staatliches Hochbauamt Rosenheim Rosenheim Rosenheim 

Staatliches Hochbauamt Traunstein Traunstein 

Regierungsbezirk Niederbayern 

Staatliches Hochbauamt Landshut 

Staatliches Hochbauamt Passau 

Staatliches Hochbauamt Amberg 

Staatliches Hochbauamt Regensburg 

Staatliches Hochbauamt Kempten 

Landshut 

Passau 

Landshut 
Straubing 

Pass au 

Regierungsbezirk Oberpfalz 

Amberg Amberg 
Weiden i. d . OPf. 

Regensburg Regensburg 

Regierungsbezirk Schwaben 

Kempten (Allgäu) Kaufbeuren 
Kempten (Allgäu) 
Memmingen 

Landkreis 

Eichstätt 
Neuburg-Schroben­
hausen 
Pfaffenhofen a. d. 11m 
Dachau 
Erding 
Freising 
Fürstenfeldbruck 
Landsberg a . Lech 
Starnberg 
Ebersberg 
Miesbach 
Mühldorf a. Inn 
Rosenheim 
Altötting 
Berchtesgadener 
Land 
Traunstein 

Dingolfing-Landau 
Kelheim 
Landshut 
Straubing-Bogen 
Deggendorf 
Freyung-Grafenau 
Passau 
Regen 
Rottal-Inn 

Amberg-Sulzbach 
Neustadt a. d. Wald­
naab 
Schwandorf 
Tirschenreu th 
Cham 
Neumarkti. d . OPf. 
Regensburg 

Lindau (Bodensee) 
Oberallgäu 
Ostallgäu 
Unterallgäu 
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Landbauämter, Land- und Universitätsbauamt 
(zuständig für den staatlichen Hochbau) 

Anlage Ib 

Bezeichnung Amtssitz Der Amtsbezirk um faßt 

Landbauamt München 
Landbauamt Weilheim 

Landbauamt Bamberg 

Landbauamt Bayreuth 

Landbauamt Hof 

Landbauamt Ansbach 

Landbauamt Nürnberg 

Landbauamt Aschaffenburg 

Landbauamt Schweinfurt 

Landbauamt Würzburg 

kreisfreie Stadt 

Regierungsbezirk Oberbayern 

München 
Weilheim i. OB 

München 

Regierungsbezirk Oberfranken 

Bamberg 

Bayreuth 

Hof 

Bamberg 

Bayreuth 

Coburg 
Hof 

Regierungsbezirk MiUelfranken 

Ansbach 

Nürnberg 

Ansbach 

Erlangen 
Fürth 
Nürnberg 
Schwabach 

Regierungsbezirk Unterfranken 

Aschaffenbu.rg Aschaffenburg 

Schweinfurt Schweinfurt 

Würzburg Würzburg 

Regierungsbezirk Schwaben 

Land- und Dniversitätsbauamt Augsburg Augsburg Augsburg 

Landkreis 

München 
Bad Tölz-Wolfrats­
hausen 
Garmisch-Parten­
kirchen 
Weilheim -Schonga u 

Bamberg 
Forchheim 
Lichtenfels 
Bayreuth 
Kulmbach 
Wunsiedel i. Fichtel­
gebirge 
Coburg 
Hof 
Kronach 

Ansbach 
Neustadt a . d. Aisch­
Bad Windsheim 
Weißenburg­
Gunzenhausen 
Erlangen-Höchstadt 
Fürth 
Nürnberger Land 
Roth 

Aschaffenburg 
Miltenberg 
Bad Kissingen 
Haßberge 
Rhön-Grabfeld 
Schweinfurt 
Kitzingen 
Main-Spessart 
Würzburg 

Aichach-Friedberg 
Augsburg 
Dillingen a. d. Donau 
Donau-Ries 
Günzburg 
Neu-DIrn 
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Anlagelc 

Finanzbauämter 
(zuständig für die nach dem Finanzverwaltungsgesetz übertragenen Bauaufgaben des Bundes und den 
staatlichen Hochbau der Oberfinanzdirektionen) 

Bezeichnung 

Finanz bauam t Augsburg 

Finanzbauamt München I 

Finanzbauamt München II 

Finanzba uamt Bayreu th 

Finanzbauamt Bad Kissingen 

Finanzbauamt Nürnberg 

Finanzbauamt Würzburg 

Amtssitz Der Amtsbezirk umfaßt 

kreisfreie Stadt 

Oberfinanzdirektion München 

Augsburg Augsburg 

München München 

München München 

Oberfinanzdirektion Nürnberg 

Bayreuth 

Bad Kissingen 

Nürnberg 

Würzburg 

Bamberg 
Bayreuth 
Coburg 
Hof 

Ansbach 
Erlangen 
Fürth 
Nürnberg 
Schwabach 

Aschaffenburg 
Schweinfurt 
Würzburg 

Landkreis 

Aichach-Friedberg 
Augsburg 
Dillingen a . d . Donau 
Donau-Ries 
Günzburg 
Neu-Dlm 

Bad Tölz-Wolfrats­
hausen 
Garmisch-Parten­
kirchen 
München 
Weilheim -Schonga u 

München 

Bamberg 
Bayreuth 
Coburg 
Forchheim 
Hof 
Kronach 
Kulmbach 
Lichtenfels 
Wunsiedeli. Fichtel­
gebirge 

Bad Kissingen 
Haßberge 
Rhön-Grabfeld 

Ansbach 
Erlangen -Höchstad t 
Fürth 
Neustadt a. d . Aisch­
Bad Windsheim 

Nürnberger Land 
Roth 
Weißenburg­
Gunzenhausen 

Aschaffenburg 
Kitzingen 
Main-Spessart 
Miltenberg 
Schweinfurt 
Würzburg 
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Hochschulbauämter 

Bezeichnung 

Universitätsbauamt München 

Bauamt Technische Universität München 

Universitätsbauamt Regensburg 

Universitätsbauamt Erlangen 

Universitätsbauamt Würzburg 

Amtssitz 

München 

München 

Regensburg 

Erlangen 

Würzburg 

§ 2 

Anlage 2 

Z uständigkei ts bereich 

Gebäude und Anlagen der Universität 
München - ohne die Gebäude und Anla­
gen, die in den Landkreisen Ebersberg, 
Erding und Freising liegen -

Gebäude und Anlagen der Technischen 
Universität München, der Fachhochschule 
München und der Hochschule für Musik 
München - ohne die Gebäude und Anlagen, 
die in den Landkreisen Ebersberg, Erding 
und Freising liegen 

Gebäude und Anlagen der Universität 
Regensburg und der Fachhochschule Re­
gensburg 

Gebäude und Anlagen der Universität 
Erlangen -N ürnberg 

Gebäude und Anlagen der Universität 
Würzburg" . 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1995 in 
Kraft. 

München, den 13. Dezember 1994 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. Edmund Stoiber 
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2030-2-22-F 

Zweite Verordnung 
zur Änderung der 

Bayerischen Nebentätigkeitsverordnung 

Vom 20. Dezember 1994. 

Auf Grund von Art. 77 Abs. 1 des Bayerischen Be­
amtengesetzes und Art. 43 Abs. 3 des Gesetzes über 
kommunale Wahlbeamte erläßt die Bayerische 
Staatsregierung folgende Verordnung: 

§ 1 

Die Verordnung über die Nebentätigkeit der Be­
amten (Bayerische Nebentätigkeitsverordnung -
BayNV) vom 14. Juni 1988 (GVBI S.160, BayRS 
2030-2-22-F), geä,ndert durch Verordnung vom 
21. Dezember 1993 (GVBI S.1073), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

" 1 Ärzte des Krankenhauses, die wahlärztli­
che oder sonstige stationäre oder teilstatio­
näre oder vor- und nachstationäre ärztliche 
Leistungen selbst berechnen können, sind 
verpflichtet, dem Krankenhaus als Entgelt zu 
entrichten: . 

1. die Kostenerstattung gemäß § 11 Abs. 3 und 4, 
§ 13 Abs. 3 Nm. 6 und 7 der Bundespflege­
satzverordnung in der Fassung von Art. 12 
Abs.3 des Gesundheitsstrukturgesetzes 
vom 21. Dezember 1992 (BGEl I S. 2266), 

2. zur Erstattung der dadurch nicht erfaßten 
Kosten sowie zum Ausgleich des durch die 
Bereitstellung von Einrichtungen, Personal 
und Material erwachsenen wirtschaftlichen 
Vorteils einen Betrag in Höhe von 17 v.H. 
der aus diesen Nebentätigkeiten bezoge­
nen Vergütung.". 

b) Absatz 2 Sätze 1 und 2 erhalten folgende Fas­
sung: 

"lBei Ärzten des Krankenhauses, die zur Er­
bringung ambulanter ärztlicher Leistungen, 
die sie selbst berechnen können, Einrichtun­
gen, Personal und Material des Dienstherrn 
in Anspruch nehmen, richtet sich die Kosten­
erstattung nach § 11 Abs. 1, § 13 Abs.3 Nr.4 
der Bundespflegesatzverordnung vom 21. Au­
gust 1985 (BGEl I S. 1666) und § 6 Abs. 4, § 13 
Abs. 1 Satz 3 der Verordnung zur Durchfüh­
rung des Bayerischen Krankenhausgesetzes 
und des Art. lOb des Finanzausgleichsgeset­
zes vom 27. Dezember 1993 (GVEl S.1101). 
2Zum Ausgleich des durch die Bereitstellung 
von Einrichtungen, Personal und Material er-

wachsenen wirtschaftlichen Vorteils sind dar­
über hinaus 15 v.H. der um die Kostenerstat­
tung gemäß Satz 1 verminderten Vergütu,ng 
aus diesen Nebentätigkeiten zu entrichten.". 

c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

,,(4) Ist für die Nebentätigkeit eine Vergü­
tung nicht gefordert oder eine in Rechnung 
gestellte Vergütung endgültig nicht erlangt 
worden, entfällt das Entgelt gemäß Absatz 1 
Satz 1 Nr.2 und Absatz 2 Satz 2; Grundlage 
für die Berechnung der Kostenerstattung sind 
in diesem Fall 

1. bei nicht geforderter Vergütung die für die 
Leistung üblicherweise geforderten Ge­
bühren, 

2. bei nicht erlangter Vergütung die in Rech­
nung gestellten Gebühren." . 

2. Es wird folgender § 17a eingefügt: 

,,§ 17a 

Sonderregelung für Altfälle 

(1) Wird die Privatbehandlung im Sinn des 
§ 17 Abs. 1 Satz 1 auf Grund einer vor dem 1. J a­
nu ar 1993 nach beamtenrechtlichen Vorschriften 
genehmigten Nebentätigkeit ausgeübt, so sind 
abweichend von dieser Bestimmung 25 v.H. der 
bezogenen Vergütung als Entgelt zu entrichten. 

(2) Ist für die Nebentätigkeit eine Vergütung 
nicht gefordert oder eine in Rechnung gestellte 
Vergütung endgültig nicht erlangt worden, so ist 

1. in der Zeit vom 1. Januar 1993 bis zum 31. De­
zember 1994 ein Entgelt in Höhe des Wahlarzt­
abschlags gemäß § 8 Nt. 2 der Bundespflege-. 
satzverordnung vom 21. August 1985, 

2. in der Zeit vom 1. Januar 1995 bis zum 31. De­
zember 1995 ein Entgelt in Höhe von 51 v.H. 
des (fiktiven) Entgelts, 

3. ab dem 1. Januar 1996 ein Entgelt in Höhe von 
85 v.H. des (fiktiven) Entgelts 

zu entrichten. 
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(3) In der Zeit vom 1. Januar 1993 bis zum 31. De­
zember 1995 bleibt die Kostenerstattung gemäß 
§ 11 Abs.3a in Verbindung mit § 13 Abs.3 Nr.6a 
Buchst. b der Bundespflegesatzverordnung in der 
Fassung von Art. 12 Abs. 1 des Gesundheitsstruk­
turgesetzes unberührt ; diese gilt nicht als Vergü­
tung." . 

§ 2 

§ 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 der Bayerischen Nebentä­
tigkeitsverordnung erhält folgende Fassung: 

,, 1. die Kostenerstattung gemäß § 24 Abs.2 und 4, 
§ 7 Abs. 2 Satz 2 Nrn. 4 und 6 der Bundespflege­
satzverordnung vom 26 . September 1994 (BGEl I 
S.2750),". 

§ 3 

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 
1. Januar 1993 in Kraft. 

(2) Abweichend von Absatz 1 tritt § 2 am 1. Ja­
nuar 1995 in Kraft. 

München, den 20. Dezember 1994 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. Edmund Stoiber 
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2030-2-20-F 

Fünfte Verordnung 
zur Änderung der 

Arbeitszeitverordnung 

Vom 20. Dezember 1994 

Auf Grund von Art. 80 Abs. 1 und Art. 88a Abs. 2 
Satz 3 des Bayerischen Beamtengesetzes und § 19 
des Arbeitszeitgesetzes erläßt die Bayerische 
Staatsregierung folgende Verordnung: 

§ 1 

Die Verordnung über die Arbeitszeit für den 
bayerischen öffentlichen Dienst (Arbeitszeitver­
ordnung - AzV) in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 7. Februar 1990 (GVBl S . 47, BayRS 
203 0-2-2 O-F), geändert durch Verordnung vom 
12. Oktober 1993 (GVBl S. 810), wird wie folgt geän­
dert: 

1. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absätze 1 und 2 erhalten folgende Fassung: 

,,(1) IBeamte werden in jedem Kalender­
jahr an drei Arbeitstagen (§ 10 Abs . 1 der Ur­
laubsverordnung) unter Fortzahlung der Be­
soldung vom Dienst freigestellt. 2An Stelle ei­
nes Arbeitstages können Beamte an zwei hal­
ben Arbeitstagen unter Fortzahlung der Be­
soldung vom Dienst freigestellt werden. 3Der 
Anspruch auf Freistellung wird erstmals er­
worben, wenn das Beamtenverhältnis fünf 
Monate ununterbrochen bestanden hat . 4Die 
unmittelbar vor der Übernahme in das Beam­
tenverhältnis beim selben Dienstherrn ver­
br?-chte Zeit einer Beschäftigung als Arbeit­
nehmer ist anzurechnen. 5Beginnt das Beam­
tenverhältnis in der zweiten Hälfte oder endet 
es in der ersten Hälfte des Kalenderjahres, be­
trägt die Dauer der Freistellung drei Zehntel 
der für ihn geltenden durchschnittlichen Wo­
chenarbeitszeit. 6Satz 5 gilt für den Eintritt 
oder die Versetzung in den Ruhestand ent­
sprechend. 7Bei Beamten, deren Arbeitszeit 
ermäßigt wurde, beträgt die Dauer der Frei­
stellung höchstens drei Fünftel der für sie gel­
tenden durchschnittlichen Wochen arbeits­
zeit. 8Bei Beamten, die Schichtdienst nach § 2 

Abs.l Satz 4 leisten, kann an Stelle der freien 
Tage nach Satz 1 die Arbeitszeit um einein­
halb Dienstschichten im Kalenderjahr ermä­
ßigt werden. 

(2) Die Freistellung vom Dienst darf im 
Quartal ' einen Arbeitstag nicht übersteigen 
und soll grundsätzlich nicht unmittlbar vor 
oder nach dem Erholungsurlaub erfolgen." . 

b) In Absatz 3 Sätze 1 und 2 wird jeweils das 
Wort "Kalenderhalbjahres" durch das Wort 
"Kalenderjahres" ersetzt. 

2. § 12 erhält folgende Fassung: 

,, § 12 

Arbeitszeit für Arbeitnehmer 

1 Die vorstehend getroffenen Regelungen für 
die bayerischen Beamten werden auf die Arbeit­
nehmer und Auszubildenden des Freistaates 
Bayern übertragen, soweit sie in Dienststellen 
tätig sind, die hoheitliche Aufgaben wahrneh­
men, und soweit tarifvertragliche Vereinbarun­
gen nicht entgegenstehen. 2§ 3 Abs. l bis 3 sowie 
§ 7 Abs. 1 in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 7. Fe1?ruar 1990 gelten fort .". 

§ 2 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1995 in 
Kraft. 

München, den 20 . Dezember 1994 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. Edmund Stoiber 
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Verordnung 
über Organisation und Zuständigkeiten 

der Bergbehörden 
(Bergbehörden-Verordnung - BergbehördV) 

Vom 20. Dezember 1994 

Auf Grund von Art. 77 Abs. 1 Satz 2 der Verfas­
sung sowie § 32 Abs. 3, § 68 Abs.1 Satz 2, § 107 
Abs.1 und § 142 Satz 1 des Bundesberggesetzes 
(BBergG) vom 13. August 1980 (BGEl I S. 1310) er­
läßt die Bayerische Staatsregierung folgende Ver­
ordnung: 

Erster Teil 

Neuorganisation der Bergverwaltung 

§ 1 

Bergämter 

Die Bergämter in Amberg und Bayreuth werden 
als Bergamt Nordbayern in die Regierung von 
Oberfranken und das Bergamt München als Berg­
amt Südbayern in die Regierung von Oberbayern 
als Organisationseinheiten eingegliedert. 

§ 2 

Auflösung des Oberbergamts 

(1) Das Oberbergamt in München wird aufgelöst. 

(2) Unbeschadet besonderer Vorschriften oblie­
gen die Aufgaben des bisherigen Oberbergamts 
dem Staatsministerium für Wirtschaft, Verkehr 
und Technologie und den Bergämtern nach Maß­
gabe der folgenden Bestimmungen. 

Zweiter Teil 

Örtliche und sachliche Zuständigkeit 

§ 3 

Örtliche Zuständigkeit 

(1) 1 Das Bergamt Nordbayern ist für die Regie­
rungsbezirke Oberpfalz, Oberfranken, Mittelfran­
ken und Unterfranken, das Bergamt Südbayern für 
die Regierungsbezirke Oberbayern, Niederbayern 
und Schwaben zuständig. 2Abweichend von Satz 1 
obliegen die Aufgaben der Bergämter nach der Ver­
ordnung über Feldes- und Förderabgaben vom 
21. April 1987 (GVEl S. 115, BayRS 750-10- W) dem 
Bergamt Südbayern in allen Regierungsbezirken. 

(2) Erstreckt sich ein unter der Aufsicht der 
Bergbehörde stehender Betrieb über den Amtsbe­
zirk eines Bergamts hinaus, so bestimmt das 
Staatsministerium für Wirtschaft, Verkehr und 
Technologie das Bergamt, zu dessen Geschäftsbe­
reich der Betrieb gehören soll. 

§4 

Zuständigkeit des Staatsministeriums 
für Wirtschaft , Verkehr und Technologie 

(oberste Bergbehörde) 

(1) 1 Das Staatsministerium für Wirtschaft, Ver­
kehr und Technologie ist zuständig für die Durch­
führung des Bundesberggesetzes (BBergG), soweit 
nichts anderes bestimmt ist. 2Es erläßt Rechtsver­
ordnungen nach § 32 Abs. 2 BBergG im Einverneh­
men mit dem Staatsministerium der Finanzen. 3Vor 
dem Erlaß von Bergverordnungen nach § 68 Abs . 1 
Satz 1 BBergG, die den Schutz des Lebens und der 
Gesundheit der Beschäftigten betreffen, sind das 
Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, 
Familie, Frauen und Gesundheit und die zuständi­
gen Berufsgenossenschaften zu beteiligen. 4Anord­
hungen n ach § 173 Abs. 1 BBergG ergehen im Ein­
vernehmen mit dem Staatsministerium für Arbeit 
und Sozialordnung, Familie, Frauen und Gesund­
heit. 

(2) Das Staatsministerium für Wirtschaft, Ver­
kehr und Technologie ist ferner für den Vollzug der 
in Anlage 1 genannten , auf das Bundesberggesetz 
gestützten Vorschriften in der jeweils geltenden 
Fassung zuständig. 

(3) Dem Staatsministerium für Wirtschaft, Ver­
kehr und Technologie obliegen außerdem die Auf­
gaben des bisherigen Oberbergamts nach den in 
Anlage 2 genannten Vorschriften. 

(4) Das Staatsministerium für Wirtschaft, Ver­
kehr und Technologie ist hinsichtlich der Boden­
schätze im Sinn des Bundesberggesetzes Fachpla­
nungsträger in der Regionalplanung. 

§ 5 

Zuständigkeit der Bergämter 
(untere Bergbehörden) 

(1) . Die Bergämter sind zuständig fü r die Durch­
führung der §§ 39 bis 57b , 60, 63 Abs. 3 und 4, § 69 
Abs. 1 und 2, §§ 70 bis 74, § 79 Abs.3 , § 81 Abs. 1 
Satz 2 und Abs.3 Nr.1, § 95 Abs.2 , § 102 Abs.1 
Satz 2, § 108 Abs. 1, §§ 126 bis 131 und §§ 147, 169 
BBergG, soweit nicht nach § 6 Abs. 4 und 5 dieser 
Verordnung die Gewerbeaufsichtsämter zuständig 
sind. 

(2) Die Bergämter sind ferner zuständig für die 
Durchführung der auf das Bundesberggesetz ge­
stützten Rechtsverordnungen, soweit in dieser Ver­
ordnung nichts anderes bestimmt ist . 
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(3) Den Bergämtern obliegen außerdem die in 
anderen Vorschriften enthaltenen Aufgaben des 
bisherigen Oberbergamts, die nicht vom Staatsmi­
nisterium für Wirtschaft , Verkehr und Technologie 
nach § 4 Abs. 3 dieser Verordnung wahrgenommen 
werden. 

§ 6 

Zuständigkeit anderer Behörden 
zum Vollzug bergrechtlicher Vorschriften 

(1) Zuständig für die Durchführung des § 110 
Abs.6 BBergG ist die für die Erteilung einer bau­
rechtlichen Genehmigung oder Zustimmung oder 
einer diese einschließende Genehmigung zustän­
dige Behörde. 

(2) lZuständig für die Durchführung von §§ 77 
bis 106 und § 109 BBergG, mit Ausnahme von § 79 
Abs . 3, § 81 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 3 Nr. 1, § 95 Abs. 2 
und § 102 Abs. 1 Satz 2, ist die Kreisverwaltungsbe­
hörde. 2Entsprechendes gilt für die Durchführung 
der §§ 126 und 128 BBergG. 

(3) Zuständig für die Durchführung von § 12 
Abs. 5 der Klima-Bergverordnung vom 9. Juni 1983 
(BGEl I S. 685) und § 3 Abs. 1 Satz 2 und § 3 Abs. 2 
Satz 1 der Gesundheitsschutz-Bergverordnung 
(GesBergV) vom 31. Juli 1991 (BGBI I S . 1751) ist das 
Landesamt für Arbeitsschutz, Arbeitsmedizin und 
Sicherheitstechnik. 

(4) Zur Durchführung der §§ 48 bis 57b , 60, 63 
Abs.3 und 4, § 69 Abs.1 und 2, §§ 70 bis 74 BBergG 
und der dafür geltenden Rechtsverordnungen tre­
ten in Betrieben, in denen Ton im Sinn des § 3 Abs. 4 
Nr.1 BBergG gewonnen und zu Ziegeleierzeugnis­
sen verarbeitet wird, an die Stelle der Bergämter 
die Gewerbeaufsichtsämter. 

(5) 1 Für einzelne der Bergaufsicht unterste­
hende Betriebsstätten, die im räumlichen oder be­
trieblichen Zusammenhang mit Betriebsstätten ge­
führt werden, die der Gewerbeaufsicht unterste­
hen, können das Staatsministerium für Wirtschaft, 
Verkehr und Technologie und das Staatsministe­
rium für Arbeit und Sozialordnung, Familie, 
Frauen und Gesundheit gemeinsam die entspre­
chende Anwendung des Absatzes 4 bestimmen, so­
weit dies zur Vereinheitlichung der Aufsicht gebo­
ten ist. 2Dies ist in der Regel dann der Fall, wenn 
das Schwergewicht der betrieblichen Tätigkeit bei 
der der Gewerbeaufsicht unterstehenden Betriebs­
stätte liegt. 

(6) lAllgemeine Zulassungen nach § 4 Abs.1 
Nr. 2 und nach § 8 Abs. 5 auch in Verbindung mit 
§ 10 Abs. 4 Satz 3 Halbsatz 2 GesBergV, die von den 
Bergbehörden anderer Länder erteilt worden sind, 

gelten als allgemeine Zulassungen des Staatsmini­
steriums für Wirtschaft, Verkehr und Technologie. 
2Dies gilt auch für die Anerkennung von sachver­
ständigen Stellen nach § 10 Abs. 4 Satz 5 und nach 
§ 11 Abs. 4 Satz 6 auch in Verbindung mit § 12 Abs . 1 
Satz 2 GesBergV. 

§ 7 

Übertragung der Verordnungs ermächtigung 

Die Ermächtigung zur Bestimmung der zustän­
digen Behörden r:tach § 142 BBergG einschließlich 
der Befugnis zur Anderung der in § § 1 bis 6 geregel­
ten Zuständigkeiten wird auf das Staatsministe­
rium für Wirtschaft, Verkehr und Technologie über­
tragen. 

Dritter Teil 

§ 8 

Schlußbestimmungen 

(1) IDiese Verordnung tritt am 1. Januar 1995 in 
Kraft. 2 Gleichzeitig treten außer Kraft 

1. die Verordnung über die Sitze und Verwaltungs­
bezirke des Bayerischen Oberbergamts und der 
Bergämter vom 18. April 1973 (BayRS 750- 1- W), 

2. die Verordnung über Zuständigkeiten zum Voll­
zug bergrechtlicher Vorschriften (BergZustV) 
vom 7. Januar 1982 (BayRS 750-2-W). 

(2) Die Aufgaben des Oberbergamts nach Art. 24 
Abs. 1 Nr. 1 des Bayerischen Eisenbahn- und Berg­
bahngesetzes (BayRS 932-1-W) in Verbindung mit 
§ 1 der Verordnung zur Übertragung von Zustän­
digkeiten nach dem Bayerischen Eisenbahn- und 
Bergbahngesetz (BayRS 932-1-3-W) werden der 
Regierung von Oberbayern für das Gebiet des ge­
samten Freistaates übertragen. 

(3) Soweit in Gesetzen, Verordnungen, Allgemei­
nen Verwaltungsanordnungen und Bekanntma­
chungen auf die bisherigen landesrechtlichen Vor­
schriften über die Organisation und die Zuständig­
keit der Bergbehörden verwiesen wird, treten an 
deren Stelle die Vorschriften dieser Verordnung. 

München, den 20 . Dezember 1994 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. Edmund Stoib er 
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Anlage 1 

Zuständigkeit des Staatsministeriums für Wirtschaft, 
Verkehr und Technologie nach § 4 Abs. 2 

, 
1. Allgemeine Anerkennung und Bestätigung von 

Sachverständigen und Stellen nach 

a) § 176 der Allgemeinen Bergbauverordnung -
ABergV - (BayRS 750-11-W), 

b) § 10 Abs. 2 der Elektrozulassungs-Bergver­
ordnung (EIZulBergV) in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 10. März 1993 (BGBI I 
S. 316), 

c) § 10 Abs. 4 Satz 5, § 11 Abs. 4 Satz 6 und § 12 
Abs. 1 Satz 2 GesBergV, 

d) § 19 Abs. 4, § 46 Abs. 3 Satz 1, § 47 Abs.l und 
§ 91 Abs. 1 der Bergbau-Tiefbohr-Verordnung 
- BergTbV - (BayRS 750-12-W), 

e) § 11 Abs. 2, § 16 Abs. 5, 7und8, § 17 Abs. 2, § 38 
Abs.6 und § 72 Abs. 7 der Bergbau-Schacht­
förderanlagen-Verordnung - BergSVO -
(BayRS 750-14-W), 

f) § 37 Abs. 3 der Elektro-Bergverordnung vom 
12. März 1992 (GVEl S . 82, BayRS 750-18-W). 

2. Bauartzulassungen und allgemeine Zulassun­
gen von Anlagen, Stoffen, Betriebsmitteln und 
Verfahren nach 

a) § 175 ABergV, 

b) § 8 BergSVO, 

c) § 85 Abs. 2 Satz 1 BergTbV, 

d) § 10 Abs. 1 und § 11 Abs. 1 EIZulBergV, 

e) § 4 Abs. 1 GesBergV. 

3. Richtlinien und Vordrucke nach 

a) § 13 Abs.l der Klima-Bergverordnung vom 
9. Juni 1983 (BGEl I S. 685), 

b) § 4 Abs. 3, § 5 Abs. 2 und § 7 Abs. 2 BergSVO. 

4 . Genehmigung von Plänen zur Ausbildung und 
Schulung nach 

a) § 81 Abs. 1 Nr. 3 ABergV, 

b) § 62 Abs. 4 BergTbV, 

c) § 17 Abs. 3 Satz 3 der Seismik-Bergverord­
nung vom 17. März 1987 (GVEl S. 88, BayRS 
750-17-W), 

d) § 4 Abs. 2 Satz 1 und § 9 Abs. 2 der Bergbau­
Arbeitssicherheitsverordnung (BayRS 750-
15-W), 

e) § 8 Abs. 1 Satz 3 und § 10 der Ausbildungs­
und Prüfungsordnung für den höheren 
Staatsdienst im Bergfach (BayRS 2038-3-6-
4-W). 

5. Markscheider-Bergverordnung vom 19. Dezem­
ber 1986 (BGEl I S.2631) und Einwirkungsbe­
reichs-Bergverordnung vom 11. November 1982 
(BGEl I S. 1553, 1558). 

6. § 2 Abs.5 und § 10 Abs.2 der Verordnung über 
Feldes- und Förderabgaben vom 21. April 1987 
(GVBI S . 115, BayRS 750-10-W). 
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Zuständigkeit des Staatsministeriums für Wirtschaft, 
Verkehr und Technologie nach § 4 Abs. 3 

1. Gesetz zur Ausführung des Berufsbildungs­
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 29. September 1993 (GVBI S . 754, BayRS 
800- 21- 1- A), 

2. Gesetz zur Ausführung des Sozialgesetzbuchs 
(BayRS 86-7-A), 

3. Abkommen zwischen dem Freistaat Bayern und 
der Republik Österreich über die Anwendung 
der Salinenkonvention (BayRS 1011-9-S), 

4. Lagerstättengesetz vom 4. Dezember 1934 
(RGBI I S. 1223) und Verordnung zur Ausfüh­
rung des Lagerstättengesetzes vom 14. Dezem­
ber 1934 (RGBI I S. 1261), 

5. Gesetz über Zuständigkeiten zum Vollzug wirt­
schaftsrechtlicher Vorschriften vom 12 . Juli 
1986 (GVBI S. 126, BayRS 700-2-W), 

6. Ausbildungs- und Prüfungsordnung für den 
höheren Staatsdienst im Bergfach (BayRS 
2038-3-6-4-W), 

7. Verordnung über Zuständigkeiten und Aufga­
ben auf dem Gebiet des Arbeitsschutzes und der 
Sicherheitstechnik vom 2. August 1994 (GVBl 
S. 781, BayRS 805-2-A), 

8. Verordnung über die Zuständigkeiten zum Voll­
zug atomrechtlicher Vorschriften in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 12. Januar 1990 
(GVBl S . 14, BayRS 751- 1- U) , 

9. Verordnung über die Zuständigkeit für die Ent­
scheidung über den Aufschub der Beitragszah­
lung vom 2. März 1993 (GVBl S . 148, BayRS 
8232- 1- A), 

10. Nachdiplomierungsverordnung (BayRS 2210-
4-8-6-K) . 
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601-2-F 

Dritte Verordnung 
zur Änderung der 

Finanzamts-Zuständigkeitsverordnung 

Vom 5. Dezember 1994 

Auf Grund von § 17 Abs. 2 Satz 3 des Finanzver­
waltungsgesetzes vom 30. August 1971 (BGBl I 
S. 1426, 1427), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
25. Oktober 1993 (BGBl I S. 1770) in Verbindung 
mit § 1 Abs.l Nrn.l und 2 der Zuständigkeits­
übertragungsverordnung Finanzverwaltung vom 
26. November 1985 (GVBl S. 761, BayRS 601-1-F), 
erläßt das Bayerische Staatsministerium der Fi­
nanzen folgende Verordnung: 

§ 1 

Anlage 3 der Verordnung zur Bestimmung der 
Bezirke und Sitze der Finanzämter in Bayern und 
zur Übertragung von Zuständigkeiten (Finanz­
amts-Zuständigkeitsverordnung - FAZuStV) vom 
7. Dezember 1992 (GVBl S.741, BayRS 601-2-F), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 30. Novem­
ber 1993 (GVBl S. 918), wird wie folgt geändert: 

1. Bei Lfd. Nr. 28 Finanzamt München für Grund­
besitz und Verkehrst eu ern erhält Spalte 3 und 4 
Buchstabe b folgende Fassung: 

Spalte 3 

"b) Feuerschutzsteuer 
und Versicherung­
steuer für in Italien, 
Liechtenstein und 
Österreich nieder­
gelassene Versiche­
rer 

Spalte 4 

alle Finanzämter der 
Bundesrepublik 
Deutschland." . 

2. Bei Lfd. Nr.30 Finanzamt München I wird in 
Spalte 3 und 4 folgender Buchstabe feingefügt: 

Spalte 3 

"f) Steuerfahndung in 
Zusammenhang mi t 
der Bekämpfung 
der organisierten 
Kriminalität 

Spalte 4 

alle Finanzämter des 
Oberfinanzbezirks 
München.". 

3. Lfd. Nr. 31 Finanzamt München II wird wie folgt 
geändert: 

a) In Spalte 3 und 4 wird folgender neuer Buch­
stabe beingefügt: 

Spalte 3 

"b) Umsatzbesteue­
rung der in Italien 
und Österreich 
ansässigen Unter­
nehmer 

Spalte 4 

alle Finanzämter der 
Bundesrepublik 
Deutschland." . 

b) Der bisherige Buchstabe b in Spalte 3 und 4 
wird Buchstabe c und erhält folgende Fas­
sung: 

Spalte 3 

"c) Umsatzbesteue­
rung der übrigen 
im Ausland ansäs­
sigen Unternehmer 

Spalte 4 

alle Finanzämter des 
Oberfinanzbezirks 
München.". 

4. Bei Lfd. Nr. 101 Finanzamt Amberg wird in 
Spalte 4 jeweils zu den Buchstaben a, d, e und f 
das Wort "Schwandorf" durch die Worte "Neu­
markt i. d. OPf." ersetzt. 
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5. Es wird folgende Lfd. Nr. 108 eingefügt: 

Spalte 2 Spalte 3 

Cham a) Besteuerung der Körperschaften 

b) Betriebsprüfung 

c) Umsatzsteuerprüfung 

d) Lohnsteuer-Außenprüfung bei 
Arbeitgebern mit mehr als 99 
Arbei tnehmern 

6. Bei Lfd. Nr. 124 Finanzamt Nürnberg-Ost wer­
den in Spalte 3 und 4 die Buchstaben c, e und f 
gestrichen; der bisherige Buchstabe d wird 
Buchstabe c. 

7. Bei Lfd. Nr. 126 Zentralfinanzamt Nürnberg 
werden in Spalte 4 zu Buchstabe a die Worte 
"Neumarkt i . d . OPf. " gestrichen. 

§ 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1995 in Kraft . 

München, den 5. Dezember 1994 

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen 

Dr. Georg von Wa I den f eIs, Staatsminister 
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2030-3-4-3- K 

Zwölfte Verordnung 
zur Änderung der 

Verordnung über die Bewilligung 
von Teilzeitbeschäftigung und Urlaub 

nach Art. 80a des Bayerischen Beamtengesetzes 
bei Lehrern und Pädagogischen Assistenten 

im Geschäftsbereich des Bayerischen Staatsministeriums 
für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst 

Vom 6. Dezember 1994 

Auf Grund des Art. 80a Abs. 6 des Bayerischen 
Beamtengesetzes.erläßt das Bayerische Staatsmini­
sterium für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und 
Kunst im Einvernehmen mit dem Bayerischen 
Staatsministerium der Finanzen folgende Verord­
nung: 

§ 1 

Die Verordnung über die Bewilligung von Teil­
zeitbeschäftigung und Urlaub nach Art.80a des 
Bayerischen Beamtengesetzes bei Lehrern und 
Pädagogischen Assistenten im Geschäftsbereich 
des Bayerischen Staatsministeriums für Unter­
richt, Kultus, Wissenschaft und Kunst in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 14. August 1985 
(GVBl S . 471, BayRS 2030-3-4-3-K), zuletzt geän­
dert durch Verordnung vom 14. Juni 1994 (GVBl 
S. 628), wird wie folgt geändert : 

§ 2 erhält folgende Fassung: 

,, § 2 

Aufgaben und Funktionen, die eine Teilzeit­
beschäftigung ausschließen 

Schulleitern, Seminarleitern und Seminarleh­
rern für die fachspezifische Ausbildung kann Teil­
zeitbeschäftigung nicht bewilligt werden.". 

§ 2 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Sep­
tember 1994 in Kraft. 

München, den 6. Dezember 1994 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst 

Hans Zehetmair, Staatsminister 
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2236- 9-1-2-K 

Verordnung 
zur Änderung der 

Fachakademieordnung Fremdsprachenberufe 

Vom 6. Dezember 1994 

Auf Grund von Art. 18 Abs. 2, Art. 44 Abs. 2 Satz 1, 
Art. 45 Abs. 2, Art. 49 Abs. 1 Sätze 2 und 3, Art. 50 
Abs.2 Satz 1, Art. 52 Abs. 4, Art. 53 Abs.4 Satz 2, 
Art. 54 Abs.3 Satz 1, Art. 55 Abs. 1 Nr. 6, Art. 58 
Abs. 1 Satz 3 und Abs.6, Art.62 Abs.8, Art. 84 
Abs.1 Satz 2, Art. 86 Abs. 10, Art. 89, Art. 114 Abs . 1 
Nr.4d, Art. 122 und 128 des Bayerischen Gesetzes 
über das Erziehungs- und Unterrichtswesen 
(BayEUG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 7. Juli 1994 (GVBl S. 689 , BayRS 2230-1-1-K), 
erläßt das Bayerische Staatsministerium für Unter­
richt, Kultus, Wissenschaft und Kunst folgende Ver­
ordnung: 

§ 1 

Auf Grund der geänderten Artikelfolge des Baye­
rischen Gesetzes über das Erziehungs- und Unter­
richtswesen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 7. Juli 1994 (GVBl S. 689) werden die Verwei­
sungen in der Schulordnung für die Fachakade­
mien für Fremdsprachenberufe in Bayern (Fachaka­
demieordnung Fremdsprachenberufe - FakO Spra­
chen) vom 10. August 1987 (GVBl S.278, BayRS 
2236-9-1-2-K), geändert durch Verordnung vom 
28. Juli 1994 (GVBl S . 813), wie folgt geändert : 

bisher neu 

Art. 17 Art. 18 

Art. 23 Art. 44 

Art. 24 Art. 45 

Art. 27 Art. 48 

Art. 28 Art. 49 

Art. 29 . Art. 50 

Art. 31 Art. 52 

Art. 31 Abs. 1 Art. 52 Abs. 1 

Art. 31 Abs. 3 Art . 52 Abs. 3 

Art. 32 Art. 53 

Art. 32 Abs. 3 Art. 53 Abs. 3 

Art. 32 Abs. 6 Satz 2 Art . 53 Abs. 6 Satz 2 

Art. 33 Art . 54 

Art. 36 Art. 57 

Art. 37 Art. 58 

Art. 37 Abs. 3 und 4 Art. 58 Abs. 3 und 4 

bisher 

Art. 40 

Art . 40 Abs. 5 

Art. 40 Abs. 5 Satz 3 
Halbsatz 2 

Art. 41 

Art. 61 

Art. 62 

Art. 63 

Art. 63 Abs.2 

Art. 63 Abs. 2 
Nrn. 4und5 

Art. 63 Abs. 8 Satz 1 

Art. 63 Abs. 8 Satz 2 

Art. 64 Abs. 1 Satz 1 

Art. 64 Abs. 1 Satz 2 

Art. 65 

Art. 65 Abs. 1 Satz 2 

Art. 65 Abs. 1 Satz 3 

Art. 67 

Art. 69 Abs. 2 Nr. 2 

Art. 70 

Art. 78 Abs. 2 

Art. 87 

Art. 91 

§ 2 

neu 

Art. 62 

Art. 62 Abs. 5 

Art. 62 Abs. 5 Satz 3 
Halbsatz 2 

Art. 63 

Art. 84 

Art. 85 

Art. 86 

Art. 86 Abs. 2 

Art. 86 Abs. 2 
Nrn.4und5 

Art. 86 Abs. 8 Satz 1 

Art. 86 Abs. 8 Satz 2 

Art. 87 Abs. 1 Satz 1 

Art. 87 Abs. 1 Satz 2 

Art. 88 

Art. 88 Abs. 1 Satz 2 

Art. 88 Abs. 1 Satz 3 

Art . 90 

Art. 92 Abs. 2 Nr. 2 

Art. 93 

Art. 100 Abs. 2 

Art . 111 

Art. 117 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Au­
gust 1994 in Kraft. 

München, den 6. Dezember 1994 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst 

Hans Zehetmair, Staatsminister 
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2025-1-1-1 

Verordnung 
zur Änderung der 

Sparkassenordnung 

Vom 7. Dezember 1994 

Auf Grund des Art. 20 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes 
über die öffentlichen Sparkassen (BayRS 2025-1-1), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 10. August 1994 
(GVBI S. 761), erläßt das Bayerische Staatsministe­
rium des Innern folgende Verordnung: 

§ 1 

Die Verordnung über die Organisation und den Ge­
schäftsbetrieb der Sparkassen (BayRS 2025-1-1-1), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 18. Okto­
ber 1989 (GVBl S. 578), wird wie folgt geändert: 

1. Es wird folgender § 4a eingefügt: 

,,§ 4a 

Stille Vermögenseinlagen 

(1) IDie Sparkasse darf nach Maßgabe der 
Satzung Vermögenseinlagen stiller Gesellschaf­
ter entgegennehmen. 2 Als stille Gesellschafter 
sind Einrichtungen der Sparkassenorganisa­
tion, juristische Personen des öffentlichen 
Rechts und Unternehmen, die von diesen be­
herrscht werden, vorrangig zu berücksichtigen. 

(2) IDie Vermögenseinlagen stiller Gesell­
schafter müssen so ausgestaltet sein, daß sie dem 
haftenden Eigenkapital der Sparkasse zuzu­
rechnen sind. 2Den stillen Gesellschaftern dür­
fen keine Mitwirkungsbefugnisse und keine An­
sprüche am Liquidationsvermögen der Spar­
kasse eingeräumt werden. 

(3) 1 Der Gesamtbetrag der stillen Vermögens­
einlagen darf 49 v.H. des kreditwesenrechtlichen 
Kernkapitals der Sparkasse nicht übersteigen. 
2Die Satzung kann bestimmen, daß Vermögens­
einlagen von stillen Gesellschaftern im Sinn von 
Absatz 1 Satz 2 außer Ansatz bleiben." . 

2. § 25 Abs. 2 Nr.l erhält folgende Fassung: 

,,1. die Entscheidung, nach Maßgabe der Satzung 

a) Genußrechte auszugeben (§ 4) , 

b) stille Vermögens einlagen entgegenzuneh­
men (§ 4a),". 

§ 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1995 in 
Kraft. 

München, den 7. Dezember 1994 

Bayerisches Staatsministerium des Innern 

Dr. Günther Beckstein, Staatsminister 
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2124-1-3-A 

Verordnung 
über Gebühren für Hebammenhilfe 

außerhalb der gesetzlichen Krankenversicherung 

Vom 7. Dezember 1994 

Auf Grund des Art. 17 Abs.l Nr. 6 des Gesetzes 
über den öffentlichen Gesundheitsdienst in Bayern 
vom 12. Juli 1986 (GVBl S. 120, BayRS 2120-1-A), 
geändert durch Gesetz vom 23. Juli 1993 (GVBl 
S. 511), in Verbindung mit Art. 1 Abs . 1 des Gesetzes 
zur Überleitung von Zuständigkeiten vom 23. Juli 
1993 (GVBl S.496, BayRS 1102- 7- S), erläßt das 
Bayerische Staatsministerium für Arbeit und So­
zialordnung, Familie, Frauen und Gesundheit fol­
gende Verordnung: 

§ 1 

(1) Die freiberuflich en Hebammen und Entbin­
dungspfleger können für ihre Leistungen außer­
halb der gesetzlichen Krankenversicherung Ge­
bühren und Wegegeld nach der Hebammenhilfe­
Gebührenverordnung (HebGV) vom 28. Oktober 
1986 (BGBl I S . 1662), zuletzt geändert durch Ver­
ordnung vom 27. Juli 1994 (BGBl I S.1985), in der 
jeweils geltenden Fassung erheben und zwar bis 
zur Höhe des zweifachen Satzes der dort genannten 
Beträge. 

(2) Innerhalb des Gebührenrahmens sind die 
Schwierigkeit und Dauer der Leistung, die wirt­
schaftliche Lage der Zahlungspflichtigen und die 
örtlichen Verhältnisse zu berücksichtigen. 

(3) Für Auslagen gilt § 3 HebGV sinngemäß. 

(4) Bei Leistungen, die von einem Sozialhilfeträ­
ger gemäß § 38 des Bundessozialhilfegesetzesge­
währt werden, sind die Beträge nach der Hebam­
menhilfe- Gebührenverordnung zu berechnen. 

§ 2 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1995 in 
Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung über Ge­
bühren für Hebammenhilfe außerhalb der gesetzli­
chen Krankenversicherung vom 22 . Juli 1987 (GVBl 
S . 271, BayRS 2124- 1-3-A), geändert durch Verord­
nung vom 28. Dezember 1990 (GVBl1991 S . 34), au­
ßer Kraft. 

München, den 7. Dezember 1994 

Bayerisches Staatsministerium 
für Arbeit und Sozialordnung, 

Familie, Frauen und Gesundheit 

Barbara S tarn m, Staatsministerin 
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2210-1- 1- 9- K 

Verordnung 
zur Änderung der 

Hochschulgebührenverordnung 

Vom 7. Dezember 1994 

Auf Grund des Art. 85 Abs.3 des Bayerischen 
Hochschulgesetzes (BayHSchG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. Dezember 1993 (GVBI 
S. 953, BayRS 2210-1-1-K), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 10. August 1994 (GVBl S.763), erläßt 
das Bayerische Staatsministerium für Unterricht, 
Kultus , Wissenschaft und Kunst im Einvernehmen 
mit dem Bayerischen Staatsministerium der Finan­
zen folgende Verordnung: 

§ 1 

Die Verordnung über die Erhebung von Gebüh­
ren für das Studium von Gaststudierenden und das 
weiterbildende Studium an den staatlichen Hoch-
schulen (Hochschulgebührenverordnung 
HSchGebV) vom 7. März 1994 (GVBl S . 165, BayRS 
221O-1-1-9-K) wird wie folgt geändert: 

§ 3 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

,,2Satz 1 gilt entsprechend für 

1. Studierende, die an Hochschulen für Musik auf 
Grund vom § 26 Abs. 4 der Qualifikationsverord­
nung als Gaststudierende immatrikuliert sind, 

2. ausländische Gaststudierende, die im Rahmen 
eines auch im Hinblick auf die Gebührenfreiheit 
des Studiums auf Gegenseitigkeit beruhenden 
Studentenaustausches innerhalb der Europäi­
schen Gemeinschaften oder von Hochschulko­
operationsvereinbarungen immatrikuliert sind, 

3. die Teilnehmer des Ausbildungsgangs "Sport­
lehrer im freien Beruf. " . 

§ 2 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 15. März 
1994 in Kraft. 

München, den 7. Dezember 1994 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst 

Hans Zehetmair , Staatsminister 
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2235-1-1-.2-21-K 

Verordnung 
über den Ausbau 

staatlicher Gymnasien im Jahr 1998 

Vom 7. Dezember 1994 

Auf Grund des Art. 26 Abs. 1 des Bayerischen Ge­
setzes über das Erziehungs- und Unterrichtswesen 
erläßt das Bayerische Staatsministerium für Unter­
richt, Kultus, Wissenschaft und Kunst folgende Ver­
ordnung: 

§ 1 

Mit Ablauf des Schuljahres 1997/98 wird die 
Zweigstelle Waldkraiburg des Ruperti-Gymna­
siums Mühldorf a. Inn aufgelöst. 

§ 2 

(1) Mit Wirkung vom 1. August 1998 wird in 
Waldkraiburg, Landkreis Mühldorf a.lnn, ein 
staatliches Gymnasium errichtet. 

(2) 1 Das Gymnasium Waldkraiburg wird mit 
den Jahrgangsstufen 5 mit 13 errichtet. 2Es nimmt 
den Unterrichtsbetrieb zum Schuljahp.1998/99 mit 
den Jahrgangsstufen .5 mit 11 auf. 

§ 3 

(1) Die Schulaufsicht wird vom Staatsministe­
rium für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und 
Kunst und vom Ministerialbeauftragten für die 
Gymnasien in Oberbayern-Ost ausgeübt. 

(2) I Die Regierung von Oberbayern ist überge­
ordnete Dienststelle im Sinn der Verwaltungsvor­
schriften zur Bayerischen Haushaltsordnung. 2Die 
Aufgaben der Gesundheitsaufsicht und der Bau­
aufsicht werden der Regierung von Oberbayern 
übertragen. 

§ 4 

Diese Verordnung tritt am 1. August 1998 in 
Kraft. 

München, den 7. Dezember 1994 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst 

Hans Zehetmair, Staatsminister 
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2330-18-1-1 

Verordnung 
über die Abgeltung des 

Verwaltungsaufwands beim Abbau der 
Fehlsubventionierung im Wohnungswesen 

Vom 7. Dezember 1994 

Auf Grund des Art. 2 Abs. 14 Satz 3 des Gesetzes 
über den Abbau der Fehlsubventionierung im Woh­
nungswesen in Bayern (Bay AFWoG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 29. Dezember 1991 
(GVBl1992 S. 2, BayRS 2330-18-I) erläßt das Baye­
rische Staatsministerium des Innern im Einverneh­
men mit dem Bayerischen Staatsministerium der 
Finanzen folgende Verordnung: 

§ 1 

(1) Die in Art. 2 Abs.14 Satz 1 BayAFWoG ge­
nannten Stellen erhalten zur Deckung des Verwal­
tungsaufwands, der ihnen aus dem Vollzug des Ge­
setzes über den Abbau der Fehlsubventionierung 
im Wohnungswesen (AFWoG) und des Gesetzes 
über den Abbau der Fehlsubventionierung im Woh­
nungswesen in Bayern (BayAFWoG) entsteht, eine 
pauschale Z~weisung. 

(2) Die Zuweisung beträgt : 

35 DMje öffentlich geförderte Wohnung der jewei­
ligen Jahrgangsgruppe im Sinn des § 4 
Abs. 1 AFWoG in Verbindung mit Art. 2 
Abs. 8 BayAFWoG im Gebiet der zuständi­
gen Stelle in dem Jahr, in dem der jeweilige 
Leistungszeitraum beginnt; bei den Land­
kreisen werden der Berechnung der Zuwei­
sung die ·öffentlich geförderten Wohnungen 
in den nach Art. 1 Satz 2 Nr. 1 BayAFWoG 
bestimmten Gemeinden zugrundegelegt, 

17 DM zusätzlich je Jahr und Wohnung, für deren 
Inhaber am 1. August des jeweiligen Jahres 
eine Fehlbelegungsabgabe festgesetzt ist . . 

§ 2 

Die pauschale Zuweisung darf für den ab 1. Ja­
nuar 1995 entstehenden Verwaltungs aufwand am 
1. September des jeweiligen Jahres vor der Abfüh­
rung vom Aufkommen der Fehlbelegungsabgabe 
abgesetzt werden. 

§ 3 

IDiese Verordnung tritt am 1. Januar 1995 in 
Kraft. 2Gleichzeitig tritt die Verordnung über die 
Abgeltung des Verwaltungsaufwands beim Abbau 
der Fehlsubventionierung im Wohnungswesen vom 
21. August 1987 (GVBI S. 323, BayRS 2330-18-1-I) 
außer Kraft. 

München, den 7. Dezember 1994 

Bayerisches Staatsministerium des Innern 

Dr. Günther Becksteih, Staatsminister 
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7842-6-E 

Verordnung 
zur Änderung der 

Verordnung über eine Umlage für Milch 

Vom 8. Dezember 1994 

Auf Grund des § 22 Abs. 1 des Milch- und Fettge­
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
10. Dezember 1952 (BGBl I S . 811) , zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 2. August 1994 (BGBl I S . 2018), 
in Verbindung mit § 1 Nr. 1 Buchst. ader Zuständig­
keitsübertragungsverordnung Landwirtschaft vom 
30. November 1987 (GVBl S. 442 , BayRS 780l- 3- E) , 
geändert durch Verordnung vom 6. März 1990 
(GVBl S. 73), erläßt das Bayerische Staatsministe­
rium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
folgende Verordnung: 

§ 1 

Abweichend von § 2 Abs. 1 der Verordnung über 
eine Umlage für Milch vom 30. Juni 1983 (GVBl 
S . 547, BayRS 7842-6-E), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 22 . November 1993 (GVBl S. 1077), 
beträgt die Umlage für die Erhebungszeiträume 
des Jahres 1995 0,30 Pf je Kilogramm angelieferter 
Milch. 

§ 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1995 in 
Kraft. 

München, den 8. Dezember 1994 

Bayerisches Staatsministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Reinhold B 0 c k let, S taa tsminister 
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1012- 2-64-1 

Verordnung 
zur Änderung des Gebiets von Gemeinden, 

Landkreisen und Bezirken 

Vom 9. Dezember 1994 

Auf Grund von Art. 8 und 9 der Bezirksordnung, 
Art. 8 und 9 der Landkreisordnung und Art. 11 und 
12 der Gemeindeordnung erläßt das Bayerische 
Staatsministerium des Innern folgende Verord­
nung: 

§ 1 

Änderung des Gebiets der Gemeinde Schönberg, 
Landkreis Mühldorf a. Inn, Regierungsbezirk Ober­
bayern, und der Gemeinde Bodenkirchen, Land-

kreis Landshut, Regierungsbezirk Niederbayern 

(1) In die Gemeinde Schönberg wird aus der Ge­
meinde Bodenkirchen das Flurstück 893/5 der Ge­
markung Haunzenbergersöll mit einer Fläche von 
1 013 m2 umgegliedert. 

(2) Gleichzeitig wird das Gebiet der Landkreise 
Landshut und Mühldorf a.Inn sowie der Regie­
rungsbezirke Oberbayern und Niederbayern geän­
dert. 

(3) 1 Das Umgliederungsflurstück ist im Verän­
derungsnachweis Nr.62 Gemarkung Haunzenber­
gersöll des Vermessungsamts Landshut und Nr. 79 
Gemarkung Aspertsham des Vermessungsamts 
Mühldorf a . Inn ausgewiesen. 2Die Veränderungs­
nachweise liegen bei den genannten Vermessungs­
ämtern auf und können von jedermann eingesehen 
werden. 

§ 2 

Änderung des Gebiets der Gemeinde Bubenreuth, 
Landkreis Erlangen-Höchstadt, Regierungsbezirk 
Mi ttelfranken, und der Gemeinde Langensendel­
bach, Landkreis Forchheim, Regierungsbezirk 

Oberfranken 

(1) In die Gemeinde Bubenreuth werden aus der 
Gemeinde Langensendelbach umgegliedert die 
Flurstücke 

der Gemarkung Langensendelbach Fläche in m2 

2649/1 1 

2649/2 245. 

(2) Gleichzeitig wird das Gebiet der Landkreise 
Erlangen-Höchstadt und Forchheim sowie der Re­
gierungsbezirke Mittelfranken und Oberfranken 
geändert. 

(3) 1 Die Umgliederungsflurstücke sind in den 
Veränderungsnachweisen Nr. 929 Gemarkung Lan­
gensendelbach des Vermessungsamts Forchheim 
und Nr.933 Gemarkung Bubenreuth des Vermes­
sungsamts Erlangen ausgewiesen. 2Die Verände-

rungsnachweise liegen bei den genannten Vermes­
sungsämtern auf und können von jedermann einge­
sehen werden. 

§ 3 

Änderung des Gebiets der Stadt Iphofen und des 
Marktes Markt Bibart, der Landkreise Kitzingen 
und Neustadt a . d . Aisch-Bad Windsheim und der 
Regierungsbezirke Unterfranken und Mittelfranken 

(1) In die Stadt Iphofen wird aus dem Markt 
Markt Bibart das Flurstück 1515/3 der Gemarkung 
Altmannshausen mit einer Fläche von 542 m2 um­
gegliedert. 

(2) In den Markt Markt Bibart wird aus der 
Stadt Iphofen das Flurstück 3164/1 der Gemarkung 
Hellmitzheim mit einer Fläche von 409 m 2 umge­
gliedert. 

(3) Gleichzeitig wird das Gebiet der Landkreise 
Kitzingen und Neustadt a. d . Aisch-Bad Winds­
heim und der Regierungsbezirke Unterfranken und 
Mittelfranken geändert. 

(4) lDie Umgliederungsflurstücke sind in den 
Veränderungsnachweisen Nr.118 der Gemarkung 
Altmannshausen und Nr. 173 der Gemarkung Hell­
mitzheim des Vermessungs amts Kitzingen ausge­
wiesen. 2Die Veränderungsnachweise liegen bei 
dem genannten Vermessungsamt auf und können 
dort von jedermann eingesehen werden. 

§4 

Fortgeltung des Orts-, Kreis­
und Bezirksrechts 

Im jeweiligen Umgliederungsgebiet tritt das 
Recht der abgebenden Gebietskörperschaften au­
ßer Kraft und das Recht der aufnehmenden Ge­
bietskörperschaften in Kraft. 

§ 5 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1995 in 
Kraft. 

München, den 9. Dezember 1994 

Bayerisches Staatsministerium des Innern 

Dr. Günther Beckst e in, Staatsminister 
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215-2- 11-1 

Verordnung 
zur Änderung der 

Kehr- und Überprüfungsgebührenordnung 

Vom 13. Dezember 1994 

Auf Grund des § 24 des Schornsteinfegergesetzes 
- SchfG - vom 15. September 1969 (BGEl I S . 1634, 
ber. S. 2432), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
20. Juli 1994 (BGEl I S. 1624) in Verbindung mit § 1 
Abs.1 der Ersten Zuständigkeitsverordnung zum 
Schornsteinfegergesetz (BayRS 215-2-8-1) erläßt 
das Bayerische Staatsministerium des Innern fol­
gende Verordnung: 

§ 1 

Die Verordnung über die Gebühren und Auslagen 
der Bezirkskaminkehrermeister (Kehr- und Über­
prüfungsgebührenordnung - KÜGebO -) vom 
21. Dezember 1993 (GVBI S . 1098, BayRS 215- 2-11-1) 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte ,,1,02 Deut­
sche Mark" ersetzt durch die Worte ,,1,05 Deut­
scheMark" . 

2. § 3 Abs.1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) 1Für das Überprüfen von Abgaskaminen 
werden die unter § 2 Abs. 2 und 8 festgelegten Ar­
beitswerte berechnet. 2Für eine bei Bedarf 
durchzuführende Reinigung wird keine .eigene 
Gebühr erhoben (§ 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 KUO) ." . . 

3. § 4 Abs.1 Satz 1 wird wie folgt geändert : 

a) Die bisherige Nummer 1 wird gestrichen. 

b) Die bisherige Nummer 2 wird Nummer 1 und 
erhält folgende Fassung: 

,,1. je nach den eingesetz- --------
ten Brennstoffen Öl Gas 

a) Grundwert 
pro Gebäude 2,79AW 2,79AW 

b) für die erste Meß­
stelle in der Nut-
zungseinheit 40,75AW 27 ,27 AW 

c) für jede weitere 
Meßstelle in der 
Nutzungseinheit 29 ,20AW 18,73AW 

d) bei Meßstellen 
über 
Durchgangshöhe 

für die erste 
Meßstelle 53,65AW 40,15AW 

für jede wei tere 
Meßstelle 43 ,58AW 33,12AW". 

c) Die bisherige Nummer 3 wird Nummer 2. 

4. In § 6 Abs. 2 Sat.z 2 werden nach den Worten "pro 
Minute der Wegezeit" die Worte "sowie beson­
dere Auslagen" eingefügt. 

§ 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1995 in 
Kraft. 

München, den 13. Dezember 1994 

Bayerisches Staatsministerium des Innern 

Dr. Günther Be ckstein , Staatsminister 



1076 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 29/1994 

922-1-1-W 

Verordnung 
über die Höhe der Fördersätze 

zur Verringerung der Kostendeckungsfehlbeträge 
in Folge von Verkehrskooperationen 

Vom 13. Dezember 1994 

Auf Grund von Art. 22 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes 
über den öffentlichen Personennahverkehr in Bay­
ern (BayÖPNVG) vom 24. Dezember 1993 (GVBI 
S . 1052, BayRS 92.2-1-W) erläßt das Bayerische 
Staatsministerium für Wirtschaft, Verkehr und 
Technologie im Einvernehmen mit dem Bayeri­
schen Staatsministerium der Finanzen folgende 
Verordnung: 

§ 1 

Die Höhe des Fördersatzes zur Verringerung der 
bei den Aufgabenträgern und Verkehrsunterneh­
men entstehenden Kostendeckungsfehlbeträge, die 
in Folge von Verkehrskooperationen entstehen, be­
trägt bis zu 0,20 DM für jeden im Rahmen der Ko­
operation zurückgelegten Nutzwagenkilometer. 

§ 2 

In besonders begründeten Ausnahmefällen, ins­
besondere in den Grenzlandregionen zur Tschechi­
schen Republik und Nachbarregionen zu Sachsen 
und Thüringen (Landesentwicklungsprogramm 
Bayern - LEP - , All 4.2 in Verbindung mit An­
hang 12 (d» sowie in den ländlichen Teilräutnen, de­
ren Entwicklung nachhaltig gestärkt werden soll 
(LEP A II 3.5 in Verbindung mit Anhang 7), kann 
der in § 1 genannte Höchstbetrag angemessen er­
höht werden, vor allem wenn dies zur Neueinrich­
tung oder erheblichen Erweiterung von Verkehrs­
kooperationen unabweisbar erforderlich ist. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Ja­
nuar 1994 in Kraft. 

München, den 13. Dezember 1994 

Bayerisches Staatsministerium 
für Wirtschaft, Verkehr und Technologie 

Dr. Otto Wie s heu , S taa tsminister 
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2035-14- 1 

Verordnung 
zur Sicherstellung der Personalvertretungen 

bei den Staatlichen Hochbauämtei"n 
Amherg, Freising, Ingolstadt, Landshut, Passau, 

Regensburg, Rosenheim und Traunstein 

Vom 14. Dezember 1994 

Auf Grund des Art. 91 des Bayerischen Personal­
vertretungsgesetzes (BayPVG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 11. November 1986 (GVBl 
S.349, BayRS 2035-1-F), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 10. August 1994 (GVBl S.766), erläßt 
das Bayerische Staatsministerium des 1nnern im 
Einvernehmen mit dem Bayerischen Staatsministe­
rium der Finanzen folgende Verordnung: 

§ 1 

1 Die Geschäfte der Personalvertretung bei den 
vom 1. Januar 1995 an neu einzurichtenden Staatli­
chen Hochbauämtern Amberg, Freising, 1ngol­
stadt, Landshut, Passau, Regensburg, Rosenheim 
und Traunstein werden jeweils durch die bisheri­
gen Personalräte bei den Finanzbauämtern Am­
berg, Freising, 1ngolstadt, Passau, Regensburg und 
Rosenheim sowie den bisherigen Personalräten bei 
den Landbauämtern Amberg, Eichstätt, Freising, 
Landshut, Passau, Regensburg, Rosenheim, Traun­
stein und Weiden bis zur Wahl der Personalräte, 
längstens bis 31. März 1995 , vo~übergehend ge­
meinsam wahrgenommen. 2Die Amter und Frei­
stellungen der Personalratsmitglieder bleiben da­
bei bestehen. 

§ 2 

Die nach § 1 gemeinsam handelnden Personal­
räte haben bis 13. Januar 1995 den Wahlvorstand 
für die Neuwahl des Personalrats beim jeweiligen 
Staatlichen Hochbauamt zu bestellen; im übrigen 
gelten die Art. 20 Abs. 2, Art . 22 und 23 BayPVG. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1995 in 
Kraft. 

München, den 14. Dezember 1994 

Bayerisches Staatsministerium des Innern 

Dr. Günther Be c k s t ein , Staatsminister 
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2230-2-3- 1-K 

Dritte Verordnung 
zur Änderung der 

Verordnung zur Durchführung des 
Bayerischen Begabtenförderungsgesetzes 

Vom 20. Dezember 1994 

Auf Grund von Art. 11 des Bayerischen Begabten­
förderungsgesetzes in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 29 . November 1983 (GVBI S.1109, 
BayRS 2230-2-3-K) , zuletzt geändert durch Ge­
setz vom 10. August 1990 (GVBI S. 290), und des Ge­
setzes zur Überleitung von Zuständigkeiten auf 
das Staatsministerium für Unterricht, Kultus, Wis­
senschaft und Kunst vom 13. Dezember 1990 (GVBI 
S.510, BayRS 1102-5-S) erläßt das Bayerische 
Staatsministerium für Unterricht, Kultus, Wissen­
schaft und Kunst im Einvernehmen mit dem Baye­
rischen Staatsministerium der Finanzen folgende 
Verordnung: 

§ 1 

Die Verordnung zur Durchführung des Bayeri­
schen Begabtenförderungsgesetzes (DVBayBFG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 12 . Sep­
tember 1988 (GVBI S . 315 , ber. S. 502, BayRS 2230-
2-3-1-K), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
6. August 1992 (GVBl S . 377), wird wie folgt geän­
dert : 

1. § 2 erhält folgende Überschrift : 

,,§ 2 

Höhe des Stipendiums (Bedarf)" . 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird aufgehoben. 

b) Die bisherigen Absätze 2 bis 4 werden Ab­
sätze 1 bis 3. 

3. Es werden folgende §§ 2a bis 2d eingefügt: 

,,§ 2a 

Art des Stipendiums 

I Das Stipendium wird als Zuschuß geleistet. 
2Das Stipendium wird auf Antrag des Stipendia­
ten bis zur Höhe von 600 DM als Zuschuß, der 
Rest als Darlehen gewährt. 3Die Zuschläge zum 
Stipendium nach § 2 Abs. 3 werden vorbehaltlich 
eines besonderen Antrags nach Satz 2 als Zu­
schuß gewährt. 

§ 2b 

Darlehens bedingungen 

(1) Das Darlehen ist nicht zu verzinsen. 

(2) Abweichend von Absatz 1 ist das Darlehen 
- vorbehaltlich des Gleichbleibens der Rechts­
lage - mit sechs v.H. für das Jahr zu verzinsen, 
wenn der Darlehensnehmer den Zahlungstermin 
um mehr als 45 Tage überschritten hat. 

(3) 1 Das Darlehen ist - vorbehaltlich des 
Gleichbleibens der Rechtslage - in gleichblei­
benden monatlichen Raten, mindestens solchen 
von 200 DM innerhalb von 20 Jahren zurückzu­
zahlen. 2Die erste Rate ist fünf Jahre nach dem 
Ende der BAföG-Förderungshöchstdauer zu lei­
sten. 3Von der Verpflichtung zur Rückzahlung ist 
der Darlehensnehmer auf Antrag freizustellen, 
solange er noch ein Studium durchführt. 

(4) Die Zinsen nach Absatz 2 sind sofort fällig. 

(5) INach dem Ende der BAföG-Förderungs­
höchstdauer erteilt die zuständige Stelle (§ 17 
Abs. 4) dem Darlehensnehmer - unbeschadet der 
Fälligkeit nach Absatz 3 Satz 2 - einen Bescheid, 
in dem die Höhe der Darlehensschuld und die 
BAföG-Förderungshöchstdauer festgestellt wer-

. den. 21st ein Darlehensbetrag für ein Kalender­
jahr geleistet worden, auf das sich die Feststel­
lung der Darlehensschuld nach Satz 1 nicht er­
streckt, so wird diese insoweit durch einen er­
gänzenden Bescheid festgestellt. 

(6) I Das Darleben kann - auch in größeren 
Teilbeträgen - vorzeitig zurückgezahlt werden. 
2Wird ein Darlehen vorzeitig getilgt, so ist auf 
Antrag ein Nachlaß von der Darlehens(rest)­
schuld zu gewähren. 3Die Anlage zu § 6 der nach 
§ 18 Abs. 6 BAföG erlassenen Rechtsverordnung 
gilt entsprechend. 

(7) Mit dem Tod des Darlehensnehmers er­
lischt die Darlehens(rest)schuld, soweit sie noch 
nicht fällig ist. 

(8) Im übrigen ist die nach § 18 Abs. 6 BAföG 
erlassene Rechtsverordnung entsprechend anzu­
wenden. 

§ 2c 

Einkommensabhängige Rückzahlung 
des Darlehens 

§ 18a BAföG gilt entsprechend. 

§ 2d 

Erlaß und Teilerlaß des Darlehens 

(1) Dem Stipendiaten, der die Abschlußprü­
fung bestanden hat und nach ihrem Ergebnis zu 
den ersten 30 v.H. aller Prüfungsabsolventen ge­
hört, die diese Prüfung in demselben Kalender­
jahr abgeschlossen haben, wird auf Antrag das 
Darlehen erlassen. 

(2) Abweichend von Absatz 1 erhält der Sti­
pendiat, der zu den ersten 30 v.H. der Geförder­
ten gehört, den Erlaß 
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1. in Ausbildungs- und Studiengängen, in denen 
als Gesamtergebnis der Abschlußprüfung nur 
das Bestehen festgestellt wird, nach den in 
dieser Prüfung erbrachten Leistungen, 

2. in Ausbildungs- und Studiengängen ohne Ab­
schlußprüfung nach den am Ende der planmä­
ßig abgeschlossenen Ausbildung ausgewiese­
nen Leistungen; dabei ist eine differenzierte 
Bewertung über die Zuordnung zu den ersten 
30 v.H. der Geförderten hinaus nicht erforder­
lich. 

(3) Stipendiaten, die ihre Abschlußprüfung 
an einer im Ausland gelegenen Ausbildungs­
stätte bestanden haben und nach § 1 Abs. 3 geför­
dert worden sind, erhalten den Erlaß nicht . 

(4) lBeendet der Stipendiat die Ausbildung 
vier Monate vor dem Ende der BAföG-Förde­
rungshöchstdauer mit dem Bestehen der Ab­
schlußprüfung oder, wenn eine solche nicht vor­
gesehen ist, nach den Ausbildungsvorschriften 
planmäßig, so werden auf seinen Antrag 5 000 DM 
des Darlehens erlassen. 2Beträgt der in Satz 1 
genannte Zeitraum nur zwei Monate, werden 
2000 DM erlassen. 

(5) Die Anträge nach Absätzen 1, 2 und 4 sind 
innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des 
Bescheids nach § 2b Abs. 5 zu stellen. 

(6) 1 Die Erlaßberechtigung nach Absatz 1 be­
stimmt sich nach dem individuellen Prüfungser­
gebnis des Stipendiaten und nach der Ecknote, 
die für den betreffenden Studiengang bzw. die 
betreffende Vergleichsgruppe nach der Rechts­
verordnung nach § 18b Abs. 1 BAföG festgestellt 
worden ist. 2Die Prüfungsstellen sind insoweit 
zur Auskunft und Mitwirkung verpflichtet. 
3Kann beim Besuch einer außerbayerischen 
Hochschule die Ecknote nicht ermittelt werden, 
sind die Ergebnisse vergleichbarer bayerischer 
Studiengänge bzw. Vergleichsgruppen zugrunde 
zu legen. 4Im übrigen gelten die Regelungen 
der Rechtsverordnung nach § 18b Abs. 1 Satz 5 
BAföG entsprechend. 

(7) § 18b Abs. 5 BAföG gilt entsprechend. " . 

4. § 4 Abs.1 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgender neuer Satz 2 eingefügt: 

" 2 Wird das Stipendium auf Antrag des Sti­
pendiaten über den Betrag von 600 DM als 

Darlehen gewährt, erfolgt die Anrechnung 
zunächst auf den als Darlehen zu leistenden 
Teil des Bedarfs. " . 

b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 

5. Dem § 17 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

,,(4) Die Verwaltung und die Einziehung der 
Darlehen, die nach dieser Verordnung geleistet 
werden, obliegt der zuletzt für die Förderungs­
angelegenheit zuständigen Stelle (§ 17 Abs.2 
und 3)." . 

6. § 18 Abs. 1 Nr. 1 wird wie folgt geändert: 

Nach dem Wort "Stipendium" werden die Worte 
"und die Darlehensverwaltung" angefügt. 

7. Es wird folgender § 18a eingefügt: 

,,§ 18a 

Mitteil ungspfli ch ten 

Wird das Stipendium auf Antrag des Stipen­
diaten über den Betrag von 600 DM als Darlehen 
gewährt, ist der Darlehensnehmer verpflichtet, 

1. jeden Wohnungswechsel und jede Änderung 
des Familiennamens, 

2. während der Dauer der Freistellung von der 
Rückzahlungsverpflichtung jede nach der 
Geltendmachung eintretende Änderung sei­
ner nach § 2c in Verbindung mit § 18a BAföG 
maßgeblichen Familien- und Einkommens­
verhältnisse 

der darlehensverwaltenden Stelle (§ 17 Abs.4) 
unverzüglich schriftlich mitzuteilen.". 

§ 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1995 in 
Kraft. 

München, den 20.Dezember 1994 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst 

Hans Zeh e t mai r, Staatsminister 
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300-3-1-J 

Verordnung 
zur Änderung der 

Gerichtlichen Zuständigkeitsverordnung Justiz 

Vom 20. Dezember 1994 

Auf Grund von § 22c Abs. 1 Satz 1 des Gerichts­
verfassungsgesetzes in der Fassung der Bekannt­
machung vom 9. Mai 1975 (BGEl I S. 1077), zuletzt 
geändert durch Art. 8 des Gesetzes vom 28. Oktober 
1994 (BGEl I S . 3186), § 689 Abs. 3 Satz 1 der Zivil­
prozeßordnung in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 12. September 1950 (BGBI In 310-4), zu­
letzt geändert durch Art. 5 des Gesetzes vom 4. No­
vember 1994 (BGEl I S.3346), § 97 Halbsatz 1 in 
Verbindung mit § 89 Abs. 1 Satz 1 und §§ 94 Satz 1, 
93 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe­
schränkungen in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 20. Februar 1990 (BGEl I S. 235) , zuletzt 
geändert durch Art. 15 des Gesetzes vom 2. Septem­
ber 1994 (BGBI I S. 2278), § 4 Abs. 1 Satz 1 des Ge­
setzes über das gerichtliche Verfahren in Binnen­
schiffahrtssachen vom 27. September 1952 (BGEl I 
S . 641), zuletzt geändert durch Art. 7 Nr. 5 des Ge­
setzes vom 3. Dezember 1976 (BGEl I S . 3281, 3302), 
§ 70 Abs. 6 Satz 1 des Gesetzes über die Angelegen­
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 20. Mai 1898 (BGEl 
In 315-1), zuletzt geändert durch Art. 11 des Geset­
zes vom 21. Juli 1994 (BGEl I S. 1630), in Verbin­
dung mit § 1 Abs. 1 Nm. 5, 6a, 8, 25 und 27 der Zu­
ständigkeltsübertragungsverordnung Justiz vom 
17. Februar 1987 (GVEl S . 33 , BayRS 300-1-3-J) , 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 20. Sep­
tember 1994 (GVEl S . 946), erläßt das Bayerische 
Staatsministerium der Justiz folgende Verordnung: 

§ 1 

Die Verordnung über gerichtliche Zuständigkei­
ten im Bereich des Staatsministeriums der Justiz 
(Gerichtliche Zuständigkeitsverordnung Justiz -
GZVJu) vom 2. Februar 1988 (GVEl S . 6, BayRS 
300-3-1-J), zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 22 . Oktober 1993 (GVEl S. 841), wird wie folgt 
geändert : 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert : 

a) Die Überschrift des Ersten Teils erhält fol­
gende Fassung: 

"Zivilrechtspflege und Bereitschaftsdienst" . 

b) Es wird folgender § 2a eingefügt: 

,,§ 2 a Bereitschaftsdienst" . 

2. Die Überschrift des Ersten Teils erhält folgende 
Fassung: 
"Zivilrechtspflege und Bereitschaftsdienst" . 

3. Es wird folgender § 2a eingefügt : 

,,§ 2a 

Berei tschaftsdienst 

Auf Grund des § 22c Abs. 1 Satz 1 GVG wird 
bestimmt: 

Die Geschäfte des Bereitschaftsdienstes an 
dienstfreien Tagen nehmen folgende Amtsge­
richte wahr: 

1. das Amtsgericht Amberg für die Amtsge­
richtsbezirke Amberg und Schwandorf ; 

2. das Amtsgericht Ansbach für die Amtsge­
richtsbezirke Ansbach und Weißenburg; 

3. das Amtsgericht Aschaffenburg für die 
Amtsgerichtsbezirke Aschaffenburg und 
Obernburg a . Main; 

4. das Amtsgericht Augsburg für die Amtsge­
richtsbezirke Aichach, Augsburg, Dillingen 
a. d . Donau und Nördlingen; 

5. das Amtsgericht Bamberg für die Amtsge­
richtsbezirke Bamberg, Forchheim und Haß­
furt; 

6. das Amtsgericht Bayreuth für die Amtsge­
richtsbezirke.Bayreuth und Kulmbach ; 

7. das Amtsgericht Deggendorf für die Amtsge­
richtsbezirke Deggendorf und Viechtach; 

8. das Amtsgericht Erding für die Amtsge­
richtsbezirke Erding und Freising; 

9. das Amtsgericht Erlangen; 

10 . das Amtsgericht Fürstenfeldbruck für die 
Amtsgerichtsbezirke Dachau, Ebersberg, 
Fürstenfeldbruck, Miesbach, Stamberg, 
Weilheim i. OB. und Wolfratshausen ; 

11. das Amtsgericht Fürth für die Amtsgerichts-
bezirke Fürth und Neustadt a . d. Aisch; 

12. das Amtsgericht Garmisch-Partenkirchen; 

13 . das Amtsgericht Gemünden a. Main; 

14. das Amtsgericht Günzburg; 

15. das Amtsgericht Hof für die Amtsgerichtsbe-
zirke Hof und Wunsiedel ; 

16. das Amtsgericht Ingolstadt ; 

17. das Amtsgericht Kaufbeuren ; 

18. das Amtsgericht Kempten (Allgäu); 

19. das Amtsgericht Kronach für die Amtsge­
richtsbezirke Coburg, Kronach und Lichten­
fels; 

20 . das Amtsgericht Landsberg a . Lech; 

21. das Amtsgericht Landshut für die Amtsge­
richtsbezirke Eggenfelden, Landau a. d. Isar 
und Landshut ; 

22 . das Amtsgericht Laufen; 

23. das Amtsgericht Lindau (Bodensee); 

24. das Amtsgericht Memmipgen; 
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25. das Amtsgericht Mühldorf a.Inn für die 
Amtsgerichtsbezirke Altötting und Mühl­
dorf a. Inn; 

26. das Amtsgericht München; 

27. das Amtsgericht Neuburg a. d. Donau für die 
Amtsgerichtsbezirke Neuburg a. d. Donau 
und Pfaffenhofen a. d. Ilm; 

28. das Amtsgericht Neu-Dlm; 

29. das Amtsgericht Nürnberg für die Amtsge­
richtsbezirke Hersbruck, Neumarkt i. d. OPf., 
Nürnberg und Schwabach; 

30. das Am.3gericht Pass au für die Amtsge­
richtsbezirke Pass au und Freyung; 

31. das Amtsgericht Regensburg für die Amtsge­
richtsbezirke Cham, Kelheim, Regensburg 
und Straubing; 

32. das Amtsgericht Rosenheim; 

33 . das Amtsger:icht Schweinfurt für die Amtsge­
richtsbezirke Bad Kissingen, Bad Neustadt 
a. d . Saale und Schweinfurt; 

34. das Amtsgericht Traunstein; 

35. das Amtsgericht Weiden für die Amtsge­
richtsbezirke Weiden und Tirschenreuth; 

36. das Amtsgericht Würzburg für die Amtsge­
richtsbezirke Kitzingen und Würzburg. ". 

4. § 5 erhält folgende Fassung: 

,,§ 5 

Mahnverfahren 

Auf Grund des § 689 Abs. 3 Satz 1 ZPO werden 
für die Fälle, in denen der Antrag in einer nur 
maschinell lesbaren Aufzeichnung eingereicht 
wird, dem Amtsgericht Coburg die Mahnverfah­
ren für die Bezirke der Amtsgerichte Coburg und 
Lichtenfels, dem Amtsgericht Nürnberg die 
Mahnverfahren für die Bezirke der Amtsgerichte 
Fürth und Nürnberg übertragen. " . 

5. § 16 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Bestimmung ,,§ 97" werden die 
Worte "Halbsatz 1 " eingefügt. 

b) Das Wort "Wirtschaftsgemeinschaft" wird 
durch das Wort "Gemeinschaft" ersetzt; da­
nach werden die Worte "oder aus Art. 53 oder 
54 des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum " eingefügt. 

6. In § 16 Abs. 2 werden nach den Worten "Auf 
Grund des" die Worte " § 94 Satz 1 in Verbindung 
mit" eingefügt. 

7. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) Die Nummern 2 und 7 werden aufgehoben. 

b) Nummer 4 erhält folgende Fassung: 
,,4. Amtsgericht Nürnberg 

als Schiffahrtsgericht für die Gewässer in 
den Landgerichtsbezirken Ansbach, Ingol­
stadt und Nürnberg-Fürth sowie in den 
Amtsgerichtsbezirken Dillingen a . d. Do­
nau, Günzburg, Neu-DIrn und Nördlingen,". 

c) Nummer 6 erhält folgende Fassung: 

,, 6. Amtsgericht Starnberg 
als Schiffahrtsgericht für die Gewässer in 
den Landgerichtsbezirken Augsburg -
ausgenommen für die Gewässer in den 
Amtsgerichtsbezirken Dillingen a. d. Do­
nau und Nördlingen - , München I , Mün­
chen II und Traunstein, ". 

§ 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1995 in Kraft. 

München, den 20. Dezember 1994 

Bayerisches Staatsministerium der Justiz 

In Vertretung 

Bernd Kränzle , Staatssekretär 
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600-21-F 

Verordnung 
über die Organisation 

der Behörden der Verteidigungslastenverwaltung 
im Freistaat Bayern 

Vom 20. Dezember 1994 

Auf Grund des § 1 der Verordnung über die Ein­
riChtung der staatlichen Behörden (BayRS 200-1-S) 
erläßt das Bayerische Staatsministerium der Fi­
nanzen folgende Verordnung: 

§ 1 

Die Aufgaben der Verteidigungslastenverwal­
tung werden im Freistaat Bayern von folgenden Be­
hörden wahrgenommen: 

1. In der obersten Verwaltungsstufe vom Staatsmi­
nisterium der Finanzen, 

2. in der mittleren Verwaltungsstufe von der Ober­
finanzdirektion Nürnberg und der Bezirksfi­
nanzdirektion München, 

3. in der unteren Verwaltungsstufe vom Amt für 
Verteidigungslasten Nürnberg. 

§ 2 

(1) Der Bezirk der Oberfinanzdirektion Nürn­
berg umfaßt sämtliche Regierungsbezirke. 

(2) Hinsichtlich der Prozeßvertretung gilt ab­
weichend von Absatz 1 folgendes: 

IDer Bezirk der Oberfinanzdirektion Nürnberg 
umfaßt die Regierungsbezirke Oberfranken, Mit­
telfranken, Unter franken und Oberpfalz. 2Der Be­
zirk der Bezirksfinanzdirektion München umfaßt 
die Regierungsbezirke Oberbay~rn, Niederbayern 

und Schwaben. 3Soweit sachlich erforderlich kön­
nen die zuständigen Vertretungsbehörden ihre Ver­
tretungsbefugnis auf andere Behörden der Vertei­
digungslasten - oder Finanzverwal tung wei terüber-
tragen. ' 

§ 3 

(1) Der Bezirk des Amts für Verteidigungslasten 
Nürnberg umfaßt sämtliche Regierungsbezirke. 

(2) 1 Für das Amt für Verteidigungslasten Nürn­
berg besteht eine Außenstelle mit Sitz in Würzburg. 
2Die Außenstelle Würzburg nimmt Teilaufgaben 
des Amts für Verteidigungslasten Nürnberg wahi. 

§4 

IDiese Verordnung tritt am 1. Januar 1995 in 
Kraft. 2Gleichzeitig tritt die Verordnung über die 
Organisation der Behörden der Verteidigungsla­
stenverwaltung im Freistaat Bayern vom 31. August 
1993 (GVBl S. 733, BayRS 600-21-F) außer Kraft. 

München , den 20 . Dezember 1994 

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen 

Dr. Georg von Wal den f eis, Staatsminister 
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763-1-1-1 

Verordnung 
zur Durchführung des 

Gesetzes über das öffentliche Versorgungswesen 
(DVVersoG) 

Vom 20. Dezember 1994 

Auf Grund des Art. 6 Abs. 3 Satz 6 des Gesetzes 
über das öffentliche Versorgungswesen (VersoG) 
vom 25. Juni 1994 (GVBl S. 466, BayRS 763-1-1) er­
läßt das Bayerische Staatsministerium des Innern 
folgende Verordnung: 

§ 1 

Versorgungskammer 

(1) 1 Die Bayerische Versicherungskammer - Ver­
sorgung (Versorgungskammer) wird unterhalb der 
Vorstandsebene zur Erledigung ihrer Aufgaben in 
Geschäfts- und Zentralbereiche gegliedert. 2Zahl 
und Aufgaben der Geschäfts- und Zentralbereiche 
bestimmt der Vorstand im Benehmen mit dem 
Kammerrat. 

(2) Die Gliederung der Geschäfts- und Zentral­
bereiche ist Aufgabe des Vorstands. 

§ 2 

Vorstand 

(1) Der Vorstand führt gemeinsam die Geschäfte 
derVersorgungskammer und vertritt diese. 

(2) 1 Die Zahl der weiteren Vorstandsmitglieder 
und die Aufgabenverteilung innerhalb des Vor­
stands bestimmt das Staatsministerium des Innern 
im Benehmen mit dem Kammerrat. 2Das Staatsmi­
nisterium des Innern kann im Benehmen mit dem 
Kammerrat stellvertretende Vorstandsmitglieder 
bestellen. 

(3) 1 Der Vorstand gibt sich im Benehmen mit 
dem Kammerrat eine Geschäftsordnung. 2Erlaß 
und Änderung der Geschäftsordnung bedürfen der 
Genehmigung des Staatsministeriums des Innern. 

(4) Regelungen über die weitere Stellvertretung 
können in der Geschäftsordnung des Vorstands ge­
troffen werden. 

(5) lAngelegenheiten von besonderer Bedeutung 
und Angelegenheiten, die mehrere Vorstandsberei­
che betreffen, bedürfen der kollegialen Beratung 
und Beschlußfassung. 2Weitere Gegenstände kolle­
gialer Beratung und Beschlußfassung werden in 
der Geschäftsordnung des Vorstands festgelegt. 
31m übrigen erledigen die Mitglieder des Vorstands 
ihre Aufgaben selbständig im Rahmen der Ge­
schäftsordnung und der Geschäftsverteilung. 

§ 3 

Beschlußfassung, Vertretung 

(1) IDer Vorstand ist beschlußfähig, wenn min­
destens zwei Drittel seiner stimmberechtigten Mit­
glieder anwesend sind. 2Er faßt seine Beschlüsse 
mit einfacher Mehrheit; bei Stimmengleichheit 
entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. 

(2) 1 Erklärungen des Vorstands sind verbind­
lich, wenn sie von zwei Vorstandsmitgliedern oder 
von einem Vorstandsmitglied und einer vom Vor­
stand bevollmächtigten Person abgegeben werden. 
2Zur Wirksamkeit von Erklärungen an die Versor­
gungsanstalten und die Versorgungskammer ge­
nügt die Abgabe gegenüber einer dafür vertre­
tungsberechtigten Person. 

(3) Im übrigen wird die Handlungsbefugnis für 
die Versorgungskammer in der Geschäftsordnung 
des Vorstands und im Geschäftsverteilungsplan be­
stimmt. 

§4 

Kammerrat 

(1) 1 Der Kammerrat besteht aus 17 Mitgliedern. 
2Es benennen der Verwaltungsrat 

1. der Zusatzversorgungskasse der bayerischen 
Gemeinden vier Mitglieder, 

2. der Bayerischen Ärzteversorgung drei Mitglie­
der, 

3. der übrigen von der Versorgungskammer verwal­
teten Versorgungsanstalten einschließlich der 
Bundesanstalten jeweils ein Mitglied. 

3Für jedes Mitglied benennt der Verwaltungsrat ei­
nen oder mehrere Stellvertreter. 

(2) IDer Kammerrat ist beschlußfähig, wenn 
mindestens zwei Drittel seiner Mitglieder anwe­
send sind. 2Er faßt seine Beschlüsse mit einfacher 
Mehrheit; bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme des Vorsitzenden. 3Beschlüsse zu Personal­
vorschlägen nach Art . 6 Abs. 3 Satz 5, Abs. 4 Sätze 1 
und 3 und in Angelegenheiten nach Art. 8 Abs.2 
Satz 2 Nrn. l, 3, 5, 6 und 7 VersoG bedürfen einer 
Mehrheit von mindestens drei Viertel der anwesen­
den Mitglieder. 

(3) 1 Die Amtszeit des Kammerrats beträgt sechs 
Jahre. 2Der Kammerrat nimmt seine Aufgaben 
über 



1084 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 29/1994 

Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
Max Schick GmbH, Druckerei und Verlag 
Karl-Schmid-Straße 13, 81829 München 
Postvertriebsstück - Gebühr bezahlt 

den Ablauf seiner Amtszeit hinaus bis zur konstitu­
ierenden Sitzung des neuen Kammerrats, längstens 
sechs Monate, wahr. 

(4) Verliert ein Mitglied oder ein stellvertreten­
des Mitglied des Kammerrats die nach der Satzung 
des jeweiligen Versorgungswerks maßgebliche Ei­
genschaft, auf Grund derer es berufen wurde, kann 
es vom Verwaltungsrat, der es berufen hat, abberu­
fen werden. 

(5) Die Amtszeit des Kammerrats in Gründung 
(Art. 49 Abs. 7 VersoG) endet mit der konstituieren­
den Sitzung des Kammerrats (Art. 8 VersoG), späte­
stens am 1. Juli 1995. 

§ 5 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1995 in 
Kraft. 

München, den 20. Dezember 1994 

Bayerisches Staatsministerium des Innern 

Dr. Günther Beckstein , Staatsminister 
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